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Die für den Courier beſtimmten Mittheilungen, Sendungen ze. bittet man, wie bisher, an die Expedition des Conriers
(Cbei Schwetſchke) zu richten.

Fr. 64. Halle, Montag den 17. März 1845.
Hierzu eine Beilage.
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Deutſchland.
Merſeburg, den 1. März 1845.

(Offizielle Mittheilung.)
Jn der heute ſtattgefundenen Plenar Verſammlung der

Sächſiſchen Provinzial Stände wurde nach Vorleſung und Ge
nehmigung von zwei Sitzungs-Protokollen und einigen Denk-
ſchriften zur Berathung des mittelſt Allerhöchſter Propoſition
vorgelegten Geſetz Entwurfs in Betreff der Erbverpachtung
von Grundſtücken, welche unter Lehns- oder Fideicommißver-
band ſtehen, übergegangen. Es wurde hierbei beſonders her
vorgehoben, daß durch dieſen Geſetzentwurf die Heiligkeit und
Unantaſtbarkeit der Privatrechte von Neuem geſichert werde.
Dieſe Rechte wären früher in Beziehung auf Lehne und Fi-
deicommiſſe durch F. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807 ge-
wiſſermaßen verletzt worden, indem durch die daſelbſt gegebene
Beſtimmung bei Vererbpachtung des Vorwerks- Landes und
der Pertinenzien dem Lehnsherrn und Agnaten ihr Wider
ſpruchsrecht nicht nur gänzlich entzogen, ſondern ihnen auch
noch jede Gelegenheit genommen worden ſei, ihr Jntereſſe bei
der Sache geltend zu machen. Es ſei daher ſehr dankbar an-
zuerkennen, daß das vorliegende Geſetz dieſe Verletzung wie
der gut zu machen bezwecke.

Das erwähnte Edikt falle, wie auch die Motive ſagen,
in eine Zeit, wo nur der allgemeine Nothſtand eine ſolche Ver-
letzung von Privatrechten hätte rechtfertigen können, und da
dieſer Nothſtand jetzt nicht mehr vorhanden ſei, ſo müſſe nur
geſorgt werden die verletzten Rechte wieder geltend zu machen
und ins Leben treten zu laſſen. Einleitung dazu ſei bereits
im Jahre 1842 durch die Allerhöchſte Kabinets Ordre vom
28. Juli getroffen worden, indem durch dieſe der 5. des
Kultur-Edikts vom 9. Oktober 1807 ſuspendirt worden ſei.

Durch dieſe Suspenſion wären aber die früheren Beſtim-
mungen des Allgem. Landrechts Th. I. Tit. 18. und Th. II.
Tit. 4. wieder ins Leben getreten und dadurch in ſofern eine
Rechts Unſicherheit entſtanden, als nach 9. 193. Th. I. Tit, 18.

D

des Allgem. Landrechts der Lehnsherr oder die Agnaten, bei
erfolgtem Rückfalle des Lehnes, die Verträge über einzelne auf
Erbzins oder Erbpacht ausgethane Theile oder Stücke des
Lehns anfechten können, wenn ſie den Nachweis führen, daß
die Subſtanz des Lehnes dadurch wirklich vermindert oder ver-
ſchlimmert worden ſei. Durch dieſe Beſtimmung würde aber
eine Ungewißheit für die Erwerber ſolcher einzelnen Lehnsſtücke
herbeigeführt, welche zu beſeitigen ſehr nothwendig ſei.

Die oben erwähnte Suspenſion vom 28. Juli 1842 ſei
aber ein abgeſchloſſener und abgemachter legislatoriſcher Akt
und könne daher nicht mehr, wie nach Jnhalt des Ausſchuß-
Gutachtens die Minoritat gewollt habe, über die Nützlichkeit
dieſer Suspenſion verhandelt, ſondern es müſſe nun ſofort auf
das vorliegende Geſetz ſelbſt eingegangen werden.

Ein Mitglied der Minorität des Ausſchuſſes erklärte auf
dieſe letztere Behauptung, daß allerdings auch jetzt noch über
das Bedürfniß des F. 5. des Edikts vom Jahre 1807 und über
die Nützlichkeit der Suspenſion deſſelben verhandelt werden
müſſe. Die Suspenſion eines Geſetzes ſei noch keine völlige
Aufhebung deſſelben und es handle ſich daher zuvörderſt um
die Frage, ob die nicht zu verkennende Nützlichkeit und Noth-
wendigkeit des 9. 5. jenes Edikts zurücktreten ſolle gegen den
Umſtand, daß man den Anwärtern des Lehns- und Fideicom-
miſſes ein Recht wieder verleihen wolle, was ſie ſchon ſeit 1807
nicht mehr gehabt hätten.

Es ſei aber die Nützlichkeit und das Bedürfniß der er-
leichterten Erbverpachtung einer Lehns- oder Fideicommiß-Par-
zelle nicht allein durch das Edikt von 1807, ſondern auch wie-
derholt in den Motiven zu dem vorliegenden Entwurfe H. 3.
und 8. anerkannt.

Daß der Uebergang von dergleichen Parzellen in den Be
ſitz kleinerer Wirthe erleichtert werden müſſe, folge daraus,
weil der Beſitzer eines Grundſtücks ein beſſerer Staatsbürger
ſei, und mehr Liebe zum Vaterlande habe, als ein Beſitzloſer,
aus welchen leicht Proletarier und Vagabonden entſtehen. Auch
für die Landes- Kultur ſei es von Wichtigkeit, weil der kleine
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Wirth auf ſeinem Grundſtücke im Verhältniſſe mehr Früchte
erziele, als der große. Wenn die Motiven ſagen, daß der
Nothſtand der Zeit von 1807, welcher das Edikt hervorgeru-
fen habe, vorüber ſei, ſo könne dieſe Zeit doch wiederkommen,
und könne jedes Geſetz, welches den Erwerb von Grundſtücken
durch kleine Wirthe erſchwert, mit dazu beitragen, eine ſolche
Zeit wieder herbeizuführen. Die erwähnte Rechts Unſicherheit
ſei aber nur erſt durch die Suspenſion vom 28. Juli 1842
wieder hervorgerufen worden und wenn das Edikt beſtehen
bleibe, ſo höre auch dieſe Unſicherheit wieder auf. Das Mit
glied müſſe daher darauf antragen, den H. 5. des Edikts vom
9. Oktober 1807 wieder herzuſtellen und den vorliegenden Ge
ſetz- Entwurf ganz abzulehnen.

Es wurde dieſer Antrag von mehreren Seiten unterſtützt,
und namentlich noch angeführt: das Edikt vom 9. Oktober
1807 habe ſo wenig, wie ein anderes Geſetz, nutzbare Privat-
rechte aufgehoben jene Geſetzgebung habe nicht zerſtörend, ſon
dern ſegnend gewirkt, ſei nicht aus einem vorübergehenden
Nothſtande, uübereilt oder gleichſam gezwungen, mit Verletzung
von Privatrechten, erlaſſen worden ſie habe vielmehr zur Er-
haltung des Staates und zur Förderung der Nationalkraft
Schranken und Feſſeln beſeitigt, wodurch die Wohlfahrt Aller
befördert worden jene Geſetzgebung habe zur Größe und Wie-
derherſtellung des preußiſchen Staates gewirkt und auch in
den langen Friedensjahren durchaus nicht ſolche Nachtheile her
beigeführt, die mit den Vortheilen, die ſie gebracht, zu ver
gleichen wären. Es ſei bei der Behauptung der Verletzung
von Privatrechten überſehen worden, daß der 5. des frag-
lichen Edikts ausdrücklich verordne, daß das Erbſtandsgeld für
einzelne Pertinenzien, deren Ausleihung in Erbpacht rathſam
befunden worden, zur Schuldenbefreiung des Hauptgutes oder
zu Lehn- und Fideicommiß wieder verwendet werden müſſe.
Ebenſo könne auch daſſelbe zur Erwerbung von, für das Haupt-
gut beſſer gelegenen Grundſtücken angelegt werden. Auch laſſe
ſich ja die willkührliche Ablöſung des Kanons durch Vertrag

ausſchließen.
Einige Mitglieder entgegneten hierauf: daß der H. 5. des

Edikts, durch Uebergehung der Agnaten, allerdings Privat
rechte verletze, daß deshalb auch politiſche Gründe hier nicht
angeführt werden dürften und daß viele Verletzungen der Agna-
ten in Folge jenes ſchon vorgekommen wären.

Dem wurde jedoch vom Gegentheile mit Hinweiſung auf
S. 9. der Motive widerſprochen, woſelbſt zu Ende der pos. 5.
ſelbſt angegeben ſei: daß bisher nur ſelten von Vererbpachtung
von Lehngrundſtücken Gebrauch gemacht worden ſei.

Es kam hierauf der Umſtand zur Diskuſſion, ob, ehe
man auf die nähere Prüfung des Geſetz Entwurfs eingehe,
nicht vorweg darüber abzuſtimmen ſei, ob der H. 5. des Edikts
von 1807 aufrecht zu erhalten, und die geſchehene Suspenſion
deſſelben wieder aufzuheben ſei? Wenn dieſes geſchehen, könne
ja immer noch, ſelbſt in dem Falle, daß man ſich für Auf-
rechthaltung des F. 5. entſchieden haben ſollte, die Durchge-
hung des Geſetzes nach ſeinen einzelnen Paragraphen erfolgen.

Jn dieſer Art ſei auch bei früheren Landtagen in ähn-
lichen Fällen verfahren worden, was auch um ſo weniger be
denklich ſei, als doch jedes Mitglied ſchon den Gefetz- Entwurf,
die Motiven und das Ausſchuß Gutachten geleſen habe.

Gegen dieſes von der einen Seite geſchehene Anführen
wurde jedoch anderer Seits bemerkt, daß der Ordnung gemäß
zuerſt das Geſetz durchgegangen werden müſſe, und daß nach
ſpecieller Erörterung deſſelben die Beſchlußnahme um fo rich
tiger ausfallen werde.

Einige Stimmen provocirten auf die Entſcheidung des
Herrn Landtags Marſchalls, welcher hierauf beſtimmte, daß

die Frage wegen Aufrechterhaltung des 5. des Edikts von
1807 erſt am Schluſſe der ſpeciellen Berathung über den Ge-
ſetz- Entwurf zur Abſtimmung geſtellt werden ſolle, wobei man
ſich allgemein beruhigte.

Es wurde hierauf der Entwurf durchgegangen, jedoch vor
her noch ausdrücklich erklärt, daß man durch die auf die ein
zelnen 89. jetzt abzugebende Erklärung nicht an die Annahme
des Geſetzes überhaupt gebunden ſein wolle, ſondern man ſich
in dieſer Hinſicht noch völlig freien Entſchluß vorbehalte.

Jn dieſer Vorausſetzung war gegen die 88. 1. und 2.,
ſowie gegen den erſten Abſchnitt des 3. nichts zu erinnern.
Wenn aber die Majorität des Ausſchuſſes, nach dem Jnhalte
des Gutachtens, den zweiten Abſchnitt des 3. ganz fortge-
laſſen haben will, weil nach d. 18. des Geſetzes vom 15. Fe
bruar 1840 in den Fällen des Z. 15. Nr. 3. und 4. hinſicht-
lich des Umtauſches und der Veräußerung einzelner Gutspar
zellen oder Pertinenzien zum Zwecke der Erwerbung anderer
Grundſtücke ein ſchiedsrichterliches Verfahren über die verwei-
gerte Einwilligung der zuzuziehenden Anwärter ausgeſchloſſen
ſei, und es daher ganz in der Conſequenz zu liegen ſcheine,
daß auch, falls hinſichtlich der ſogar ohne die Wiedererwer-
bung von Grundſtücken erfolgenden Vererbpachtung einzelner
zu Lehn- oder Fideicommißgütern gehörigen Gutsparzellen oder
Pertinenzien, die ihrem Weſen nach ebenfalls als eine Ver
äußerung zu betrachten, auch im 6. und 7. des vorliegen
den Geſetz Entwurfs einer ſolchen gleichgeſtellt worden iſt, über
die verweigerte Einwilligung der zuzuziehenden Anwärter kein
ſchiedsrichterliches Verfahren ſtattfinden dürfe, und weil durch
die Zulaſſung des in dem zweiten Abſchnitte des 3. angeord-
neten ſchiedsrichterlichen Verfahrens die Entſcheidung der Sache
vorzugsweiſe in die Hände des Obmannes gelegt werde, was
für die Subſtanz ſehr bedenklich und gefährlich ſei, ſo konnte
die Verſammlung dieſer Anſicht doch nicht beitreten. Eine
große Mehrzahl erklärte ſich für die entgegengeſetzte Meinung
der Minorität, nämlich für Beibehaltung dieſes zweiten Ab
ſchnittes und erkannte die dafur angefuhrten Grunde: daß eine
Erbverpachtung einer Veraäußerung nicht gleich zu achten und
in dem vorgeſchriebenen ſchiedsrichterlichen Verfahren eine Er
leichterung der Erbverpachtung zu finden ſei, fur ſehr ausrei-
chend an, bemerkte auch noch, daß durch den Wegfall des
ſchiedsrichterlichen Verfahrens und dadurch daß man die Ver
erbpachtung allein von der Zuſtimmung der Anwarter abhan-
gig mache, die Erbverpachtungen uüber die Gebuhr erſchwert
werden wurden. Die Motive zu H. 3. ſprachen dieſes und die
Dringlichkeit des Bedürfniſſes der Erbverpachtungen ausdrück
lich aus, und es werde durch das in dem zweiten Abſchnitte
angeordnete Verfahren das Recht der Anwarter hinreichend ge
wahret. Auch müſſe das Jntereſſe des jedesmaligen Beſitzers
in Betracht gezogen werden. Dieſer aber werde, wenn man
die Erbverpachtung blos von der Zuſtimmung der Anwarter
abhängig mache, oft verhindert werden dieſes Intereſſe zu ver
folgen und Verfügungen zu Gunſten des Lehnes ſelbſt zu tref-
fen. Bei der Abſtimmung über dieſe Controverſe erklärten ſich
nur 7 Stimmen für das Ausſchuß-Gutachten. Alle übrigen
nahmen den zweiten Abſchnitt des H. 3. als ſehr ſachgemäß an.
Gegen die übrigen 9. des Entwurfs von 4. bis mit 8. war
nichts zu erinnern.

Hierauf wurde uber die Hauptfrage abgeſtimmt, nämlich
ob das Geſetz überhaupt angenommen werden ſolle, oder nicht.
Es erklärten ſich von den 68 anweſenden Landſtänden nur 22
Stimmen dagegen, und wurde daher die Annahme durch die
Majorität der übrigen Stimmen beſchloſſen. Die eben erwähnte
Minoritaät bemerkte noch ausdrucklich, daß ſie nur deshalb ge
gen die Annahme des Entwurfs geſtimmt habe, weil ſie die
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Beibehaltung des g. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807
wunſche, deſſen Dispoſition jetzt um ſo ausreichender ſei, als
nach dem inzwiſchen erſchienenen Geſetze vom 31, Januar 1845
die Ablöſung des Erbpacht-Zinſes durch Vertrag ausgeſchloſſen
werden koönne.

Hiernachſt wurde ein von dem Herrn Landtags Kommiſ-
ſarius an den Herrn Landtags Marſchall ergangenes Schreiben
vom 9. Februar e. a., die dem gegenwaärtigen Landtage vor
gelegten Materialien über die in der Provinz beſtehenden Stif-
tungen betreffend, in Vortrag gebracht.

Es iſt in dieſem Schreiben die Erklärung der verſammel-
ten Stande daruber verlangt worden

ob und welche ausfuhrlichere Mittheilung ſie uüber den
einen oder den andern Gegenſtand etwa noch wuünſchen,
damit eine ſolche, wenn es irgend thunlich ſein ſollte,
noch während der Dauer der diesmaligen Landtags
Verhandlungen erfolgen koönne.

Es wurde nun bemerklich gemacht, daß die vorliegenden Ma-
terialien ſo umfangreich waren daß zur ſorgfaältigen und gründ-
lichen Prüfung derſelben ein ſo tiefes Eindringen in die Sache
erforderlich ſei, daß, um die verlangte Erklärung abgeben zu
können die Zeit und Arbeitskrafte wahrend der Dauer des
Landtags nicht ausreichten und wurde darum beſchloſſen, einen
Antrag dahin zu ſtellen:

daß von Seiten des jetzt verſammelten Landtages De
putirte der verſchiedenen Landestheile, vielleicht zwei für
den Regierungsbezirk Magdeburg, reſp. fur Magdeburg
und Halberſtadt, einer für den Regierungsbezirk Erfurt
und drei fur den Regierungsbezirk Merſeburg, den die
bei weitem größte Zahl der Stiftungen trifft, ernannt
und dieſe Deputirten mit der nähern Prüfung und Be-
gutachtung der Vorlagen zur demnächſtigen Beſchluß-
nahme des neunten Provinzial Landtages einzeln beauf-
tragt werden mochten.

Die Wahl dieſer Deputirten ſoll in den nachſten Tagen be-
wirkt und ſodann von dem Herrn Landtags Marſchalle der
oben erwahnte Antrag zur Kenntniß des Herrn Landtags
Kommiſſarius gebracht werden.

Da es die Zeit verſtattete, ſo wurden noch einige Peti-
tionen vorgetragen

Zwei gleichlautende, von dem Magiſtrate zu Kalbe und
mehreren dortigen Einwohnern eingegebene, nehmen die Ver-
wendung des Landtages dafür in Anſpruch, daß den bauluſti-
gen Gewerken im Bereiche des ſonſt von Gansaugeſchen Pri-
vilegii unter den geſetzlichen Bedingungen Schurſſcheine ertheilt
und die competenten Verwaltungs- Behörden mit den erforder-
lichen Anweiſungen verſehen werden, eyentualiter, daß gegen
eine dieſerhalb bereits erfolgte abſchlägige Beſcheidung des Kö
nigl. Finanz Miniſteriums vom 27. Oktober 1842 der Rechts
weg zugelaſſen werde.

Die Petitionare führen näher an: daß die Familie von
Gansauge im Jahre 1767 ein Bergwerks-Privilegium erhal-
ten habe welches auch den Bezirk der Stadt Kalbe mit um-
faſſe. Dieſes Privilegium ſei ſpäterhin durch freiwilligen Ver
kauf wieder an den Fiskus zurückgekommen, und ſei folglich
die frühere Gültigkeit deſſelben, durch die eingetretene Wieder
vereinigung des Beleihers und des Beliehenen in einer Perſon,
erloſchen.

Sie ſtützen ihre Petition vorzugsweiſe auf die revidirte
Bergordnung für das Herzogthum Magdeburg vom 7. De-
cember 1772, haben aber eine Beſtimmung derſelben im H. 1.
mit Stillſchweigen übergangen welche alſo lautet:

„Alle Mineralien und Foſſilien, die ſowohl in anderen
Ländern und nach denen vorangeführten alten Berg-

ordnungen, als auch nach der Obſervanz zu dem Berg-
regale gerechnet und dahin gezogen werden, ſollen Uns
fernerhin beider verbleiben daß Wir ſolche nach Un-
ſerem Gutbefinden ſelbſt bauen oder bauluſtige Ge-
werke damit belehnen koönnen.“

Dieſe Beſtimmung läßt die von den Petenten gemachten
Deductionen als ziunhaltbar anerkennen. Daß ihnen der
Rechtsweg gegen die erhaltene abſchlägige Beſcheidung ver
ſchloſſen worden ſei, haben ſie nicht nachgewieſen und glau-
ben ſolches nur darum, weil zwei Miniſterial-Reſcripte an
das Weſtphaäliſche Ober Bergamt vom 12. October 1831
und vom 18. Juni 1837 die Anſicht aufgeſtellt hätten, daß
in ſolchen Faällen, wo Fragen, welche Gegenſtände des Berg-
hoheitsrechtes betreffen, vorliegen, nur der Weg des Recur-
ſes, nicht aber ein prozeſſualiſches Verfahren offen ſtehe,
da dieſe Fragen ſich nicht zur Entſcheidung der Gerichte
eignen.

Die Verſammlung war mit dem Ausſchuß- Gutachten
ganz einverſtanden, nämlich: daß beide Petitionen zurückzu
weiſen ſeien.

Hierauf folgte die Petition eines ſtädtiſchen Landtags-
Abgeordneten.

Es wird in ſelbiger darauf angetragen, den Erlaß eines
Geſetzes zu befuürworten, nach welchem bei Separationen er-
weisliche Meliorationen der Grundſtucke, namentlich durch
Dunger zu verguüten wären, und ſelbſt das Aufbewahren von
Dunger in Mieten und Staällen, um ſolchen den in Se-
paration begriffenen Grundſtücken zu entziehen, bei Strafe
unterſagt werde.

Es wurde allgemein anerkannt, daß dieſe Petition einen
Uebelſtand zur Sprache bringe, welcher faſt uberall, wo
Separationen vorgekommen ſind, bald mehr, bald weniger,
als nachtheilig fur die Feldwirthſchaft hervorgetreten ſei.
Es wurde aber auch bemerkt, daß man, um vollſtändige
Abhulfe zu gewähren, keine Mittel angeben könne. Das
vorzuglichſte Mittel beſtehe aber darin daß die Separationen
ſo viel als moöglich beſchleunigt werden möochten. Leider aber
wurden die Special Kommilſſarien an der Beſchleunigung
der Sachen durch Widerſpruche der Intereſſenten oft ſelbſt
behindert und es könne daher die Verzögerung der Separa-
tionen nicht allein den Kommiſſarien zur Laſt gelegt werden.
Es ſei nicht zu verkennen, daß Seitens der General -Kom-
miſſionen zum ſchnelleren Betriebe der Separattionen Alles
geſchehen ſei, was hatte geſchehen können.

Da nun uüberdem, was den erſten Punkt der Petition
anlangt, der H. 89. der Gemeinheits Theilungs Ordnung
vom 7. Juni 1821. ſchon beſtimmt, daß derjenige Dunger,
welcher die örtlich ublichen Saaten noch nicht getragen hat,
gleich den ubrigen auf periodiſche Nutzungen ſchon verwen-
deten Beſtellungskoſten, Gegenſtand beſonderer Vergütung
ſein ſolle, welche dem Abtretenden von dem Empfanger zu leiſten
iſt, hinſichtlich des zweiten Punktes aber man der Meinung
war, daß die beliebige Aufbewahrung des Dungers nicht
verboten werden konne, wenn nur ſonſt keine polizeilichen
Vorſchriften dabei verletzt worden ſo vereinigte man ſich
mit dem Ausſchuß -Gutachten, welches fur Beilegung der

Petitlon ſich ausgeſprochen hat.

Merſeburg, den 3. März 1845.
(Offizielle Mittheilung.)

Jn der heutigen 16. Plenarſitzung beſchäftigte ſich der
Provinzial Landtag mit der Fortſetzung der in der letzten Sitzung
abgebrochenen Begutachtung eingegangener Petitionen,
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Es kam zuvoörderſt das Geſuch des Dr. Heyne zu Zoörbig,
die Abſchaffung des zu fruhen abſtrakten Schulunterrichts, ſo
wie die allgemeine Einfuhrung des Turnens in den Schulen
betreffend,

zum Vortrag.
Der Petent zahlt die Nachtheile auf, welche mit einer zu

großen Zahl von Unterrichtsſtunden und Unterrichts Gegenſtan-
den fur Geiſt und Körper vorhanden ſind, und geht dann auf
die in den meiſten Schulen angetroffene Unterrichts Methode
über die er fur die Ausbildung der Jugend nachtheilig halt.

Der Ausſchuß glaubt die Entſcheidung in letzterer Bezie-
hung lediglich Mannern vom Fach überlaſſen zu müſſen was
aber den erſtern Punkt der Petition anlangt, ſo halt derſelbe
die Klage, daß die Kinder zum Nachtheil des Körpers und
nicht immer zum Gedeihen der geiſtigen Entwickelung durch die
Schulen, namentlich in den hoöhern Lehranſtalten, zu ſehr an
geſtrengt werden, fur allgemein, weshalb dieſe Klage um ſo
mehr Beruckſichtigung verdiene, weil nach der jetzt beſtehenden
Verfaſſung mit vollendetem 5ten Lebensjahre der Kinder der Schul-
zwang eintrete, die Eltern alſo gezwungen würden, ſchon in
dieſem Alter die Kinder zur Schule zu ſchicken, und es dann
unausfuührbar ſei, die letztern nicht der bei der Schule einge
fuhrten Disziplin in allen Stücken zu unterwerfen.

Der Ausſchuß iſt der Anſicht, daß dieſen als ſehr beach-
tungswerth anerkannten Klagen von den betreffenden Behooörden
a e zu verſchaffen ſei, und richtet ſeinen Antrag allgemein
dahin

der Landtag wolle bei Sr. Majeſtät befurworten, daß auf
die körperliche Ausbildung der Jugend in den Schulen mehr,
als es gegenwärtig geſchehe, Rückſicht genommen und der
Lehrſtoff, unter deſſen Uebermaaß die Gruündlichkeit vielfach
leide, mehr beſchrankt werde.

Der Landtag fand dieſen Antrag, nach allſeitiger Beleuch-
tung, wohl begrundet, und man ſprach von einer Seite die Mei-
nung aus daß zur Erreichung deſſelben es angemeſſen erſchei-
nen muſſe, wenn die Schulpflicht der Kinder erſt mit dem
vollendeten 6ten Jahre, wie dies bereits in Berlin eingeführt
worden beginne.

Wenn ſchon hiergegen bemerklich gemacht wurde, daß der
Einführung einer ſolchen Maaßnahme wohl die Gehaltsverhalt-
niſſe der Schullehrer hinderlich entgegenſtanden, ſo konnte man
doch dieſe Anſicht nicht gelten laſſen,

da an vielen Orten der Gehalt der Lehrer nicht im Schul-
gelde, ſondern nach den Vermögens und Nahrungs-Ver-
hältniſſen der Einwohner aufgebracht werde, an den Orten,
an welchen Schulgeld auf die die Schule beſuchenden Kin-
der entrichtet werde, die Lehrer keinesweges auf eine gewiſſe
Zahl der letztern angenommen ſeien, uüberhaupt dieſer Gegen-
ſtand, in Beziehung auf die Wichtigkeit der vorliegenden
Frage, gar nicht in Betracht kommen koönne,

und entſchied ſich fur das oben gedachte Ausſchuß Gutachten,
mit dem einſtimmigen Beſchluß, einen Antrag insbeſondere da
hin zu ſtellen

daß die Schulpflicht der Kinder erſt auf das vollendete S6te
Lebensjahr feſtgeſetzt werden denjenigen Eltern aber, welche
ihre Kinder die Schule früher beſuchen laſſen wollen, dies
unbenommen bleiben moge.

Eine fernere Petition betraf das Geſuch des Magiſtrats
zu Halberſtadt:

die Magiſträte in den Städten mit kleinen Garniſonen der
Bearbeitung der Garniſon Verwaltungs Angelegenheit zu
entbinden.

Der Petent macht vorſtellig, daß die gedachten Geſchafte
ſehr mannigfach und zeitraubend ſeien, bei der immer mehr ſtei

genden Ausdehnung derſelben die Arbeitskrafte der betreffenden
Magiſtrate allzu ſehr in Anſpruch nahmen, und es unbillig
erſcheine, daß gerade die Magiſtrate der mit kleinern Garniſo-
nen verſehenen Städte durch jene Geſchafte beanſprucht wurden,
wahrend in den Stadten, in welchen ſich größere Garniſonen
befanden, zu Erledigung derſelben beſondere Königliche Garni
ſon VerwaltungsBehoörden exiſtirten.

Obſchon der vorberathende Ausſchuß dieſen Antrag als
beachtungswerth gefunden und zur fernern Begrundung deſſelk-
ben noch mehrfache, aus dem erwähnten Geſchäftsverhaltniſſe
herruührende Jnconvenienzen zur Sprache gebracht hatte ſo
konnte ſich der Landtag doch nach ſtattgefundenem Austauſch
der gegenſeitigen Anſichten nicht fur die gedachte Petition er
klaären, und entſchied ſich:

da man anerkennen mußte, daß die Vortheile, welche die
Garniſonen den Stadten bringen, die mit denſelben verbun-
denen Nachtheile uberwiegen; daß ferner, wo beſondere Jn
ſtitutionen hierzu einmal nicht getroffen ſind, eine Behoörde
durchaus jene Geſchafte erledigen muß, und dies fuüglich von
keiner andern, als dem betreffenden Magiſtrate geſchehen
kann uübrigens das gegenwärtige Verhaltniß ein gutes Ein-
vernehmen zwiſchen den Magiſtraten und Garniſonen for-
dern und den nur mit Nachtheil fur die betreffenden Stadte
verbundenen Wechſel der Garniſonen moglichſt zu verhindern
geeignet ſei,

mit 65 gegen 2 Stimmen fur die Abweiſung derſelben.
Man trug hierauf die Petitionen des gedachten Magiſtrats

und der Vertreter der collectiv waählenden Stadte der thuringi
ſchen Wahlbezirke,

die Befugniß zur Erhebung eines Einzugs- oder Eintritks-
geldes fur die Stadte der Provinz beantragend, inſofern die
ſelben

a) bis zur Einführung der revidirten Stadteordnung jene
Abgabe erhoben haben, oder
die Einkunfte von dem Gemeinde Vermögen denſelben,

außer den Mitteln zur Tilgung und Verzinſung der
etwanigen Schulden, Ueberſchüſſe zur theilweiſen Dek-
kung der übrigen Communalbedurfniſſe gewahren, oder

c) im Beſitze ſelbſtſtaändiger Armenfonds ſind,

Die Petenten gründen ihr Geſuch auf die Allerhoöchſte
Kabinets- Ordre vom 24. Januar d. J., nach welcher den
Stadten der Provinz Weſtphalen unter gleichen Verhältniſſen
eine gleiche Befugniß eingeräumt worden iſt.

Der Ausſchuß hatte in der Majoritat ſich für die Peti-
tion entſchieden indem

durch den Erlaß des erbetenen Geſetzes mehr Rechtsgleichheit
zwiſchen den einzelnen Provinzen der Monarchie hergeſtellt,
ſodann der Ueberfüllung der Städte mit unnutzen und zum
größten Theil ſchon verarmten Subjekten, zugleich aber auch
dem jetzt ſo ſehr eingeriſſenen Uebelſtande, daß derartige Jn-
dividuen in ganz kurzen Zeiträumen ihren Aufenthaltsort be-
liebig wechſeln, künftig vorgebeugt werde.

Aus dieſem letzten Grunde war die Majorität des Ausſchuſ-
ſes der Anſicht, daß die Petition auch auf die Landgemeinden,
bei welchen die in dem obgedachten Geſetze aufgeführten Er-
forderniſſe und Vorausſetzungen ſtattfinden auszudehnen ſei.

Die Minoritat, welche ſich gegen dieſen Antrag ausge-
ſprochen, hatte geltend gemacht

daß ein derartiges Geſetz eine große Harte gegen alle die
Communen enthalten würde, bei welchen jene geſetzlichen
Erforderniſſe nicht vorhanden ſeien, da dieſe hierdurch dem
Andrange mittelloſer Subjekte dann ganz bloßgeſtellt wer
den würden,

vor
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wogegen indeß die Majorität bemerklich gemacht,
daß ein ſolcher Andrang bei armen Communen jeden
falls nicht eintreten wurde.

Die Verſammlung konnte ſich ebenfalls nicht ungetheilt
fur die Petition erklären.

Ein Theil fuhrte zur fernern Unterſtützung derſel-
ben an:t daß es nicht Abſicht des Antrages ſein könne, die

Freizugigkeit zu beſchräaänken, vielmehr erſtere dahin
gehe, denjenigen Städten, welche dem Anſiedler in

olge der in der Allerhochſten Kabinets Ordre vom
24. Januar d. J. aufgefuhrten Erforderniſſe einen
materiellen Vortheil gewahren, eine angemeſſene Ent-
ſchädigung für letzteren zu verſchaffen daß ſomit die
Petition weder gegen die Gerechtigkeit noch gegen
die Billigkeit verſtoße, und daß durch dieſelbe nur
die Wiederherſtellung der vor Einfuhrung der revi-
dirten Stadteordnung beſtandenen Verhaltniſſe, nach
welchen die betreffenden Städte in dem Beſitze jener
Befugniß der Erhebung eines Einzugsgeldes geweſen,
beantragt werde.

Von anderer Seite wurde hiergegen eingewendet:
daß durch den Erlaß des beantragten Geſetzes nur
eine noch groößere Ungleichheit der Niederlaſſungs-
Abgaben herbeigeführt werde und ein ſolches Geſetz
zur Folge haben wuürde, daß viele Orte die oben
von der Minorifät des Ausſchuſſes hervorgehobene
Calamitat des Eindringens von mittelloſen Jndivi-
duen erleiden wurden es daher um ſo zweckmäßiger
erſcheine, daß aller Orten, ohne Unterſchied zwiſchen
Städten oder Landgemeinden und ohne Unterſchied,
ob die Erhebung des Einzugsgeldes bei denſelben
zeither Obſervanz geweſen oder nicht, die Befugniß
derſelben beigelegt werde, als durch eine ſolche
Maaßregel der Willkuhr des ſchädlichen häufigen
Wechſels der Wohnorte wohlthaätige Schranken ge-
ſetzt wuürden, wie dies auch bereits von dem vier-
ten Sachſiſchen Provinzial Landtage beantragt worden.

Ueber dieſe verſchiedenartigen Anſichten ließ ſich eine Eini-
gung nicht herbeiführen.

Es wurde daher die Frage geſtellt:
ob die Verſammlung, wie die Petition beantrage,
der Meinung ſei, daß nur den Staädten, welche im
Beſitze der in der Allerhoöochſten Kabinets- Ordre vom
24. Januar d. J. bezeichneten Erforderniſſe ſich be
finden die Befugniß der Erhebung eines Einzugs-
oder Eintrittsgeldes zuzugeſtehen ſei?

und dieſelbe mit 34 gegen 33 Stimmen verneint.
Hierauf wurde die anderweite Frage geſtellt:

ob nach Anſicht der Majorität des Ausſchuſſes blos
denjenigen Städten und Landgemeinden welche der
Vorſchrift der mehr bezeichneten Allerhochſten Kabi-
nets Ordre entſprechen jene Befugniß zu erthei
len ſei?

ob nicht, dem Antrage eines Theils der Verſamm-
lung gemäß, im Allgemeinen an allen Orten ohne
Unterſchied und ohne Rückſicht auf die den Anſied-
lern in denſelben zuſtehenden Vortheile ein Einzugs
eld, vorbehältlich der ſpeciellen Normirung der

d tze, zu ſtipuliren ſein möchte
e Verſammlung entſchied ſich fur die letztere Alternativemit 48 gegen 19 Stimmen. t ß

oder
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Eine hierauf zum Vortrag gebrachte Petition der Stadt
verordneten zu Raumburg enthielt

das Geſuch um Modifikation der geſetzlichen Vor
ſchrift uber den Erbſchaftsantritt.

Nach 99. 384. 385. und 423. Tit. 9. Th. I. des Allgemei
nen Landrechts ſoll nur derjenige Erbe die Rechtswohlthat
des Jnventarii genießen, welcher nach Ablauf der Ueber-
legungsfriſt binnen 6 Monaten ein vollſtändiges Jnventa-
rium, allenfalls verſiegelt, niederlegt, widrigenfalls derſelbe
als Erbe ohne Vorbehalt angeſehen werden ſoll.

Dieſe Vorſchrift ſoll nach der Behauptung der Peten-
ten in häufigen Fällen zu den größten Harten geführt ha
ben und es wird daher beantragt, daß zwar auf Einrei-
chung des Jnventars gedrungen werden muſſe, keinesweges
aber binnen einer beſtimmten Friſt, ſondern erſt dann, wenn
ein Legatar oder Nachlaßgläubiger ſich gemeldet und ſeine
Anſpruche nachgewieſen hat, worauf der Richter den Erben
zur Einreichung des Jnventars binnen einer beſtimmten
Friſt auffordern, und wenn dieſe nicht inne gehalten wor-
den, erſt dann der Erbe der Rechtswohlthat des Jnventarfi
verluſtig gehen ſolle.

Hiermit ſtimmen auch der Code civil und das Erb
ſchafts-Edict vom 30. April 1765 uüberein.

Man wies darauf hin, daß eines Theils die jetzt be
ſtehende desfallſige Geſetzgebung hauptſächlich die Verdunke-
lung der Erbſchaftsmaſſe zu Gunſten der Gläubiger und Le
gatare vermeiden wolle andern Theils ſei es aber gewiß,
daß ſchon oft die Folgen der aus Geſetzes Unkunde einge
tretenen Verabſäumung der Friſten das zeitliche Gluck man
cher Familien zerſtört habe, weshalb dieſer Gegenſtand auch
bereits den Chef der Juſtiz zur Einforderung von Gutach-
ten Seitens der Königlichen Obergerichte, auf welche Weiſe
die beſtehenden Vorſchriften ohne Nachtheil fur beide Theile
abgeändert werden konnen, veranlaßt habe.

Dieſer Uebelſtand konne auf zweierlei Weiſe gehoben
werden. Einmal, wenn den Gertchten die Verpflichtung
auferlegt werde, jeden Erben von Amtswegen zur Einreichung
des Jnventars, unter Androhung der geſetzlichen Nachtheile,
aufzufordern oder, wenn man den von dem Herrn Juſtiz-
miniſter in dem Reſcripte vom 23. December 1839 getha-
nen Vorſchlägen beitrete.

Die erſte Alternative erreiche zwar den Zweck am ſicher-
ſten, ſei aber deshalb bedenklich, weil dadurch den ohnehin
ſehr verantwortlichen Gerichten eine neue und zwar ſehr
große Vertretungsverbindlichkeit aufgeburdet werde.

Nachdem man von verſchiedenen Selten ſich thells
fur die Beibehaltung der jetzt beſtehenden Geſetzgebung,
theils gegen dieſelbe ausgeſprochen hatte, fo uberzeugte ſich
doch die Verſammlung ihrer großen Mehrheit nach ſehr
bald von der Nothwendigkeit einer hierin zu treffenden Mo-
difikation. Denn wenn gleich Eine Simme gegen die zweite
Alternative geltend zu machen ſuchte, daß man hier mehr
die Gläubigerſchaft zu beruckſichtigen habe, weil es ſich ja:
um eine zu Gunſten des Erben ausgeſprochene Rechts
wohlthat handle, ſo wurde doch hierauf erwiedert, daß
dies inſofern eine irrige Anſicht ſei, als dieſe ganzen Ma-
terien dem Romiſchen Rechte entlehnt, und man, um die
Strenge deſſelben wegen der darin angenommenen Einheit
der Perſon des Erblaſſers und des Erben (unitas personae),
mithin die rechtlichen Folgen einer blos juriſtiſchen Fiktion.
zu mildern, nach dem pratoriſchen Rechte das Auskunfts
e durch Einreichung des Juvenlars habe eintreten
aſſen.



Abgeſehen hiervon könne auch von einer Wohlthat gar
nicht die Rede ſein, da der Erbe ja immer ſo weit die
Glaäubiger befriedigen müſſe, als der Nachlaß hinreiche, und
man daher nur von einem Schutzmittel gegen die obge-
dachte juriſtiſche Fiktion ſprechen könne.

Nachdem ſich außerdem verſchiedene Anſichten ausge-
ſprochen hatten, ſo wurde darüber abgeſtimmt

ob die jetzt beſtehende Geſetzgebung belizubehalten ſei
oder nicht

wobei ſich blos 8 gegen 59 Stimmen fur die Bejahung
dieſer Frage erklärten, und es wurden ſodann die von dem
Herrn Juſtizminiſter in dem Reſeripte vom 23. December
1839 (Juſtizminiſterial-Blatt pro 1840 pag. 4.) gethanen
Vorſchläge einſtimmig angenommen.

Hierauf wurden
a) eine Petition der Stadt Magdeburg,

eine dergleichen der Stadtverordneten zu Naum-
burg und

c) eine ſolche der Stadt Halle,
ſämmtlich die Abänderung des Paragraph 48. der re-
vidirten Städteordnung beantragend,

Berathung gezogen.
Die sub a. und b. gedachten Petitionen halten die Vor

ſchrift des 9. 48. der revidirten Städteordnung mit dem
der ganzen Städteordnung zur Baſis dienenden Hauptgrund-
ſatze, nach welchem alle ſtädtiſche Wahlen aus dem Ver-
trauen der Mehrzahl der Wahler hervorgehen ſollen, nicht
vereinbar, und beantragen:

1) daß die bei der erſten Abſtimmung durch abſolute
Mehrheit gewählten Stellvertreter ſtets denen, wel-
che erſt durch die engere Wahl dieſe abſolute Mehr
heit erhielten, vorgehen und vorzugsweiſe in die
Stadtverordneten Verſammlungen berufen werden

2) daß in den groößern Städten, wo nach Bezirken
oder Klaſſen gewählt wird, nicht blos nach der
Mehrheit der Stimmen, welche die Stellvertreter
im Allgemeinen erhalten haben, deren Einberufung
geſchehe, ſondern hierbei zugleich auf die Zahl der
bei der betreffenden Wahl zugegen geweſenen Wahler
Rückſicht genommen, mithin das Verhältniß der Zahl
der Stimmen zu der Zahl der Wahler beruckſichtigt
und auf dieſe Weiſe die höchſte Potenz des Ver-
trauens ausgemittelt werde.

Der Ausſchuß hatte ſich fur die Befurwortung des er
ſten Antrags unbedingt, und auch fur die des zweiten, je
doch nur inſoweit entſchieden, als ſich hierzu in einzelnen
Städten ein Beduürfniß herausſtelle.

Nach der hierauf eingeleiteten Diskuſſion und grund-
lichen Erörterung des Gegenſtandes ſprach ſich die Ver-
ſammlung bei der erfolgten Abſtimmung fur den erſten Antrag
mit 65 gegen 2 Stimmen, welche letztere das Bedurfniß
der fraglichen Abänderung beſtritten und die Wahlen uüber
haupt auf die moolichſt einfache Weiſe vorgenommen ha-
ben wollen, aus.

Hinſichtlich des zweiten Antrags wurde zwar von meh-
rern Seiten geltend gemacht daß das beantragte Verfahren
zu complicirt ſei und der gerugte Mangel außerdem in dem
9. 55 der revidirten Städte Ordnung, nach welcher Be-
ſtimmung die Stelloertreter aus jedem beliebigen Bezirke,
namentlich auch als Vertreter der ganzen Stadt gewählt
werden ſollen, ſeine Erledigung finde,

Allein bei der erfolgten Abſtimmung erklärten ſich doch
39 gegen 28 Stimmen aus obigen Grunden fur deſſen Be-
fürwortung.

zur
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Da hierdurch aber die geſetzliche Zuſtimmung von zwei
Drittheilen der Anweſenden nicht erreicht war, obſchon ſich,
wie hiermit ausdrucklich bemerkt wird, die Mehrzahl der
ſtädtiſchen Deputirten fur den Antrag ausgeſprochen hatte,
ſo mußte derſelbe als nicht zur Befurwortung geeignet an-
geſehen werden.

Die oben sub C. gedachte Petition beantragt die Modi-
fikation des 9. 48. J. c. dahin

daß an die Stelle der von einem gewiſſen Bezirke
gewahlten Stadtverordneten jedesmal ein aus demſel-
ben Bezirke gewählter Stellvertreter einberufen wer-
de, weil in der Regel jeder Bezirk beſondere ortlich
gewerbliche Jntereſſen habe und bei dem jetzigen ge-
ſetzlichen Verfahren ſehr oft ein ganzer Bezirk un-
vertreten bleibe.

Obſchon der vorberathende Ausſchuß dieſem Antrage unter
dem Anfuühren,

daß derſelbe dem Grundprincipe der Städte-Ordnung,
nach welchem die Stadtverordneten der verſchiedenen
Wahlbezirke ſich jedenfalls als Vertreter der ganzen
Stadt anſehen müßten weniger entſprechend ſei und
durch Gewahrung deſſelben leicht Partikular-Jntereſ-
ſen zu ſehr beruckſichtigt werden wurden, auch die
wunſchenswerthe Einheit der Vertretung geſtoört werde,

keinen Beifall habe zollen konnen, ſo erklärte ſich doch die
Verſammlung, welche die oben erwähnten Grunde der Pe-
tition fur richtig hielt, mit 55 gegen 12 Stimmen fur die
Annahme der Letztern, jedoch in der Weiſe, daß nur den
Städten, in welchen ſich die beantragte Abänderung des
9. 48. der revidirten Städte- Ordnung als ein Bedurfniß her-
ausſtelle, die nachträgliche Aufnahme einer ſolchen Modifi-
kation in das Lokal-Statut zu verſtatten ſei.

Als hierauf die Petition der Stadt Halle, in welcher
auf Beſchränkung des den Salzwirkern (ſogenannten
Halloren) zu Halle, in der Vorzeit zum freien Vo-
gelfang landesherrlich verliehenen Privilegii auf das
r Einfangen der Lerchen im Herbſte nachgeſucht
wird

zum Vortrage kam, ſo hielt zwar der Landtag dieſen Antrag
wegen der aus der unbeſchränkten Ausubung des erwähnten
Rechts fur Obſtpflanzungen und andere Anlagen und wegen
Belaſtigung des Publikums, ſo wie der Demoraliſirung, na-
mentlich des jungern Theils der Privilegirten hervorgehenden
Nachtheile an und fur ſich wohlbegrundet, allein bei der
darauf erfolgten Abſtimmung ſprachen ſich nur 25 von 67
Stimmen fur denſelben aus, während die Mehrzahl es mit
dem Ausſchuß- Gutachten nicht fur angemeſſen hielt, von Sei
ten des Landtags gegen ein landesherrliches Privilegium zu
intercediren.

Die Petitionen:
a) der Rittergutsbeſitzer Dr. Wilde und Weiße zu

Geißelröhlitz, betreffend die Ablöſung der Schnltt-
und Druſchfrohnen,

b) der landwirthſchaftlichen Central Direktion der
Provinz Sachſen, betreffend die baldige Emanation
des Geſetzes wegen Aufhebung des H. 2. der Ab
löſungs- Ordnung vom 7. Juni 1821,

enthalten einen und denſelben Gegenſtand.
Der Landtag iſt mit dem Ausſchuſſe dahin elnverſtan-

den, daß, da in der ihm jetzt mitgetheilten Ueberſicht der
Lage, in welcher ſich die noch nicht erledigten Gegenſtände
befinden, sub C. 1. 17. ausdrucklich bemerkt ſei, daß der Ge
ſetzes- Entwurf wegen Aufhebung des F. 2. der AblöſungsOrdnung vom 7. San 1821, welcher dem vorigen Landtage
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zur Begutachtung ſchon vergelegen, bereits dem Staatsra-
the zur weitern legislatoriſchen Berathung überwieſen wor-
den, dieſen Petitionen eine weitere Folge nicht zu geben ſei.

Zwei fernere Petitionen ſtellen den Antrag:
daß mit Wegfall der örtlichen Gewohnheiten fur die
Ziehzeit des ländlichen Geſindes ein beſtimmter Ter-
min geſetzlich ausgeſprochen werde,

und bringt hierzu die Petition Nr. 153. den 2. Januar,
die Petition Nr. 71. den 2. April in Vorſchlag.

Die Hälfte des Ausſchuſſes hatte ſich gegen Wegfall der
ortsuüblichen Gewohnheiten erklärt, beide Theile aber hatten
event. den 2. Januar befuürwortet.

Jm Allgemeinen erkannte die Verſammlung die Zweck-
mäßigkeit der Feſtſetzung eines beſtimmten Termins an, und
nachdem man ſowohl aus Ruckſicht fur die Herrſchaften,

s auch fur das Geſinde den 2. Januar als den zur Zieh-
t des Geſindes angemeſſenſten Tag befunden hatte ſo er-

gab ſich bei der über dieſen Gegenſtand eingeleiteten Abſtim-
mung, daß 65 gegen 2 Stimmen die Normirung eines ge-
ſetzlichen Termins zur Ziehzeit des ländlichen Geſindes, und

Auslande entweder ganz oder zum größten Thelle eingeſchloffe
nen Landestheile, hinſichtlich deren die Ortsgewohnheiten fort
beſtehen ſollen, beantragt wiſſen wollen.

Zum Schluß zog man noch eine Petition:
die Uebertragung der Geſchäfte der General-Commiſ-
ſion zu Stendal an die drei Königl. Regierungen der
Provinz beantragend,

zur nahern Beleuchtung.
Die Verſammlung war mit dem in der Petition fur

dieſen Gegenſtand angezeigten Gründen durchaus einverſtan-
den, hoffte, daß durch dieſe Maaßregel die jetzt ſo häufig
vorkommenden Verzoögerungen der Separationen zum großen
Theile beſeitigt werden wurden obſchon man von einer
Seite die Schuld dieſer Uebelſtände der Renitenz der Par-
theilen zum großen Theile zur Laſt legen wollte, und ſprach
ſich daher mit Ausnahme von 8 Stimmen fur die Befuür-
wortung des Antrages jedoch unter der ausdrucklichen Vor
ausſetzung aus daß fur die der General-Commiſſion zeither
uübertragenen Geſchäfte eine beſondere Abtheilung bei den Kö
nigl. Regierungen gebildet werden moge.zwar auf den 2. Januar, jedoch mit Ausſchluß der von dem
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Bekanntmachungen.
Nachverzeichnete Briefe ſind an die de-

ſignirten Empfaänger nicht zu beſtellen ge
weſen und deshalb zuruckgeſchickt worden.
Die Abſender werden zur ſchleunigen Ab-
holung und Ausloöſung hiermit aufgefordert.

1) An Hrn. Tuchfabrikant Arndt in
Duben. 2) An Hrn. Studioſus Mai-
bier in Jena. 3) An Hrn. Kandidat
Hartung in Unterſtein. 4) An Hrn.
Steuer-Aufſeher Philipp in Löwen-
berg. 5) An Hrn. Kaämmerer Hoff
mann in Cönnern. 6) An Hrn. Cle-
mens Warnecke in Braunſchweig.
7) An Hin. Wundarzt Merckrot in
Ober-Eichſtädt. 8) An Hrn. Referen-
dar Hertel in Querfurt. 9) An Hrn.
Regierungs-Conducteur de Grouſſillier
in Zeiz. 10) An Hrn. Alex. Petöfi
in Peſth. 11) An Hrn. Kohlen-Aufſeher
Herzer bei Lochau. 12) An Hrn. Re-
ferendar Bauer in Frankfurt a. O.
13) An Hrn. Kaufmann Martini in
Charlottenburg. 14) An Hrn. Klei-
derhandler Backhaus in Magdeburg.
15) An Hrn. J. Proööſtler in Alten-
burg. 16) An. Hrn. Brandell in
Halle. 17) An Hrn. L. E. Weidlich
in Wittenberg. 18) An den Aufſeher
A. Gärtner in Freiburg i. Sch. nebſt
1 Pack. C. W. 3 Loth. 19) An den
Zimmermann Franke in Farnſtädt.
20) An den Ziegelſtreicher Chr. Pobe-
lanz in Kauſchen. 21) An Hrn.
Schulzen F. Muüller in Gebſtedt.
22) An den Schneidergeſellen C. Schwabe
in Berlin. 23) An die Schneider-De-
moiſelle M. Luftig in Magdeburg.
24) An Fräulein E. Guiſe in Magde-

in Wettin. 26) Z. Z. poste restante
Halle.

Halle, den 14. März 1845.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.

Bekanntmachung.
Von dem Herrn Oberpraſidenten der

Provinz Sachſen iſt die gewohnliche jaähr-
liche Sammlung milder Beiträge fur die
ſeit längerer Zeit unter dem Namen

Martinsſtift
in Erfurt beſtehende Anſtalt, deren Haupt-
zweck die Erziehung und. Beſſerung mora-
liſch verwahrloſter Kinder und jugendlicher
Verbrecher iſt, in hieſiger Stadt zu veran-
ſtalten anbefohlen worden.

Es wird daher dieſe Sammlung, wie
zeither, durch das Umherſenden einer Sub-
ſeriptions-Liſte, worauf der gegebene Be-
trag zu bemerken gebeten wird, geſchehen
der Ertrag ſelbſt aber durch dieſes Blatt
demnächſt bekannt gemacht werden.

Halle, den 12. Marz 1845.
Der Ober-Bürgermeiſter.

Jn Stellvertretung
Rummel.

Bekanntmachung.
Die unter der oberen Leitung des unter-

zeichneten Gerichts ſtehenden Vormün-
der werden aufgefordert, den jahrlichen
Bericht uber die Erziehung und perſönlichen
Verhaltniſſe ihrer Muündel, ſofern ſie einen
ſolchen nicht etwa ſchon bereits ſeit 1. Octo-
ber 1844 erſtattet haben ſollten, im Laufe
des Maärz oder April einzureichen, oder
im Fall der Schreibensunkunde auf der
Anmeldungsſtube zu Protokoll vorzutragen.

Die Formulare zu dieſen Berichten wer-
bürg. 26) An Fräulein J. Vetterlein den in unſerer VormundſchaftsRegiſtratur

(Zimmer Nr. 5) unentgeltlich verabfolgt
die bis 4. Mai in Ruckſtand gebliebenen
Berichte wurden auf Koſten der Saumigen
eingefordert werden müſſen.

Zur Vermeidung von Mißverſtaändniſſen
bemerken wir uübrigens, daß uüber Muündel,
deren eheliche Vater noch leben, Erzie-
hungsberichte nicht zu erſtatten ſind.

Halle a /S., den 10. Maärz 1845.
Königl. Preuß. Land- und Stadt

gericht.
v. Koenen,

Verpachtung.
Das bei Merſeburg unweit der Leipziger

Chauſſee belegene Rittergut Kriegsdorf
mit Pretzſch, beſtehend aus 590 Magdeb.
Morgen Feld, 187 desgl. Wieſen, 30 desgl.
Grundhuütung, circa 100 Thlr. Gefallen,
und theilweiſe eiſernem Jnventar, auch den
nöthigen Wohn Und Wirthſchaftszebauden,
ſoll unter Zuziehung eines Notars

am 24. April c., Vormittags 10 Uhr,
in der Expedition des Unterzeichneten

(Schmalegaſſe Nr. 534)
an den Meiſtbietenden auf 6 Jahre, nam-
lich Johannis 1845/51, verpachtet werden.

Die Bedingungen ſind inzwiſchen jeden
Mittwoch und Sonnabend bei dem mit dem
Geſchafte beguftragten Unterzeichneten ein
zuſehen, und können an dieſen Tagen auch
ſchon vor dem Termine Gebote bei mir ab-
gegeben werden. Das Geſchäft erfordert
einen Vermögens Ausweis von 7000 bis
8000 Thlr.

Merſeburg, den 11. Marz 1845.
Juſtitiar Butte

Einen Lehrling fucht der Sattlermeiſter
Chriſtian Agricola in Wettin,



Baumaterialien Lieferung und
Maurerarbeiten zur Thüringi

ſchen Eiſenbahn.
Zum Bau mehrerer Fluthbrucken in der

I. und II. Section der II. Abtheilung, und
zwar im Saalthale bei Naumburg und
Eulau, ſoll die Anlieferung folgender
Materialien:

420,000 Cubikfuß rein bearbeitete Werk-
eine,1360 Schachtruthen Bruchſteine,

8000 Scheffel Kalk,
ſowie die Anfertigung der Maurerarbeiten
im Wege der öffentlichen Submiſſion ver-
dungen werden.

Qualificirte Unternehmer werden hier-
mit aufgefordert, die betreffenden Bedin-
gungen im hieſigen techniſchen Burean der
Geſellſchaft „Lindenſtraße Nr. 819“ einzu
ſehen und ihre Offerten zur Uebernahme
einzelner Theile der Entrepriſe oder auch
der Geſammtmaſſe verſiegelt, portofrei und

ehörig bezeichnet bis zume April d. J. Vormittags 11 Uhr

einzuſenden.Die Submittenten bleiben noch 3 Wo-
chen nach dieſem Termin an ihre Gebote
ebanden.

Naumburg, den 13. Marz 1845.
Der Abtheilungs Jngenieur

Th. Weishaupt.

Bekanntmachung.
Vom 15. Marz d. J. ab tritt fur den

directen Verkehr mit der Berlin Anhalti-
ſchen Eiſenbahn ein ermäßigter Ta
rif für Güterbeförderung in Kraft.
Das betreffende Betriebs Reglement wird
fur 1 Sgr. pro Stuck ausgegeben.

Magdeburg, den 13. März 1845.

M Eiſder Magdeburg- Leipziger Eiſenn Sſelſchaft
Defoy.

Jn dem Ober Farnſtedter Ritterguts
holz (Querbirken) ſtehen ſehr gut und
ſtark geſetzte Schocke EichenHecke aus
freier Hand zum Verkauf, wobei bemerkt
wird, daß die Abfuhre ſehr leicht iſt.

Einen Lehrling ſucht

J. S. Uhlemann,
Gürtler und Neuſilberarbeiter.

Zörbig, den 13. März 1845.

Einen Lehrling ſucht der Schloſſermeiſter
Fr. Steinert in Höhnſtedt.
e

8 Stück Ferken werden jetzt verkauft
beim Bäcker Orling in Halle.

8

Solz- Auction.
Zum meiſtbietenden Verkaufe der im

Schlage an der Vorhaide des Unterforſtes
Niemegk noch vorhandenen circa

50 60 Stuck meiſt birkene Nutzhölzer,
3 Schock ViertelReifen,
20 30 Klaftern Derbholz,
200 300 Klaftern Reisholz,

iſt Termin auf Donnerstag den 27. Marz
d. J. Morgens 10 Uhr auf dem Schlage
anberaumt, wozu Kaufliebhaber hierdurch
eingeladen werden.

Zöckeritz, den 13. März 1845.
Der Königl. Oberforſter

v. Schuütz.

Das Duüffer'ſche Etabliſſement in
Giebichenſtein iſt fur dieſes Jahr zur
Sommerwohnung zu vermiethen. Es kon
nen auch einzelne Sommerwohnungen darin
abgegeben und der Garten nebſt Gartner-
wohnung beſonders verpachtet werden. Aus-
kunft daruüber erfahrt man in dem ehemals
Schmelzer'ſchen Etabliſſement in Gie-
bichenſtein.

Anerbieten für Penſionäre.
Ein hieſiger Lehrer iſt geſonnen, kunf-

tige Oſtern noch einige Knaben unter bil
ligen Bedingungen in Penſion zu neh-
men, und verſpricht dieſelben nicht nur
fortwährend zu beaufſichtigen, ſondern auch
ſtreng auf gute und puünktliche Anfertigung
der hauslichen Arbeiten zu halten. Nähere
Auskunft wird Hr. Diaconus Haſemann
gefälligſt ertheilen.

Gegen billige Vergutigung uübernehmen
wir die Beſorgung der Einzahlung auf
Halle Thuringer Eiſenbahn Actien und er-
ſuchen uns die Quittungsbogen ſpäteſtens
bis 11. April und den Betrag der Einzah-
lung bis 29. deſſelben Monats zuzuſtellen.

Halle, den 1. März 1845.
A. W. Barnitſon Sohn.
H. F. Lehmann.

Bekanntmachung.
Jn den Steinbruchen des Ritterguts

Balgſtaädt können mit Beginn des offe
nen Wetters eine große Anzahl Steinbre-
cher, Steinhauer und Maurer langere Zeit
Arbeit finden, und haben ſich dergleichen
Perſonen ſobald als möglich auf gedachtem

ner zu Naumburg zu melden.
Rittergut Balgſtäadt,

am 12. Marz 1845.

Trockene Backhefen
empfiehlt zum bevorſtehenden Feſte in beſter
und ſtets friſcher Waare

Moritz Förſter.

Rittergute oder beim Mauermeiſter Elſch

e

F

Belehrendes und unterhaltendes
Familienbuch

für alle Stände.
Bei Carl Hoffmann in Stutt-

gart iſt ſo eben erſchienen:
EinDas Buch der Welt.

Jnbegriff des Wiſſenswurdigſten und
Unterhaltendſten aus den Gebieten
der Naturlehre, Lander- und Vol-
kerkunde, Weltgeſchichte c. ISA.
1. Lief. 4 Bogen Text, 1 Stahl-
ſtich und 3 color. Tafeln. 4. br.
41 Sgr.

Jede Buchhandlung beſorgt Beſtellung

wer

auf dieſes ſchöne und nuützliche Werk, und
liefert es auch zur Durchſicht und Prufung;
in Halle namentlich die Kümmel'ſche
Sortim.-Buchh. und A. Loſſier in
Cönnern.

Denkmäler, Säulen, Urnen
und Kreuze in Marmor, gutem Sandſtein
und Holz werden zu billigen Preiſen nach
den neueſten Zeichnungen gefertigt von

C. Land mann jun.,
Steinweg, Gaſthof zum Pelican Nr. 1718.

Firma's im neueſten Geſchmack,
Vergoldung, jeden Oel-, Lack- u. Lein
farben Anſtrich in und außer meiner Re-
miſe fertigt billigſt

C. Landmann jun,,
Bildhauer und Maler.

Ein in vier C-Federn hangender Kutſch
wagen, ganz verdeckt, mit Jalouſien und
eiſernen Achſen, modern gebaut und gut im
Stande, iſt zu verkaufen im Gaſthof zur
goldenen Roſe, Ranniſche Straße Nr. 539,
zu erfragen eine Treppe hoch.

WW3Z3 Jnſpectoren und mehrere
Volontaire der Oekonomie können gute
Stellen nachgewieſen erhalten durch H.
Dankworth, Berlin, Judenſtr. Nr. 45.

Fahrpläne
der Magdeburg Cöthen Halle Leipziger Ei
ſenbahn nach der neueſten Abaänderung ſind
zu haben bei

Julius Bürger.
Fett-Hammel- Verkauf.

Mittwoch den 19. Maärz Nachmfttags
2 Uhr ſollen 50 60 Stuck fette Hammel
in Poſten zu 4 St. gegen baare Zahlung auf
dem Kammerei-Gute Beeſen meiſtbietend
verkauft werden. W. Sander.

Veilage



Beilage zu Nr. 64
de 5

Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Montag, den 17. März 1845.

Dentſchland.
Berlin, d. 14. März. Se. Maj. der König haben geruht:

Dem Stabs-Trompeter Schrimpf des 7ten Kuraſſier Re-
giments und dem Kohlenmeſſer Johann Pitz auf der Stein
kohlengrube Duttweiler das Allgemeine Ehrenzeichen ſo wie
dem Zimmergeſellen Heinicke zu Wittenberg die Rettungs-
Medaille mit dem Bande zu verleihen.

Berlin, d. 15. März. Se. Maj. der König haben geruht:
Den bisherigen Ober-Landesgerichts- Aſſeſſor Krug zum Rath
bei dem Ober-Landesgerichte in Naumburg zu ernennen.

Es heißt, daß die Univerſität gegen einen Befehl in
Bezug auf die Privatdocenten proteſtirt habe. Nach dieſem
Befehle ſoll bekanntlich denſelben die Erlaubniß zum Leſen
vorläufig nur auf 4 Jahre ertheilt werden, nach welcher
Friſt es der Behorde freiſteht, dieſelbe zu beſtätigen oder zu
entziehen je nach den bisher bewieſenen Fahigkeiten oder
der eingeſchlagenen Richtung. Daß eine ſolche Einrichtung
auf das ganze Verhältniß der Privatdocenten von weſent-
lichem Einfluſſe ſein mußte, iſt zu klar, als daß es nachge-
wieſen zu werden brauchte. Man hofft, daß dieſe Reform
wird zuruckgenommen werden.

Wie man hort, ſind ſechs Mitglieder der hieſigen deutſch
katholiſchen Gemeinde, deren Seelenanzahl bereits eine be-
deutende iſt, in den Schooß der roömiſch- katholiſchen Kirche
zuruckgetreten. Wie erzählt wird, hat der Probſt bei der
hieſigen St. Hedwigskirche dieſelben wieder in den Kirchen-
verband aufgenommen. Da es wuänſchenswerth iſt, daß in
Bezug auf die gegenwartige kirchliche Bewegung mit Unpar-
teilichkeit berichtet wird, ſo ſei auch dieſes mitgetheilt.

Berlin, d. 14. März. Jn der Verſammlung der hie-
ſigen deutſch katholiſchen Gemeinde am 12. März verlas, nach
dem das Protokoll der vorigen Verſammlung verleſen und be-
ſtätigt worden, der Vorſitzende eine von Halle aus an alle
deutſch-katholiſche Chriſten ergangene Adreſſe, ſowie eine Zu-
ſchrift der neuen Gemeinde in Leipzig, welche letztere eine Ein
ladung an die hieſige Gemeinde enthielt, ſich bei dem am 23.
d. M. in Leipzig Statt findenden allgemeinen Concil durch
Deputirte vertreten zu laſſen. Dieſe Einladung veranlaßte
eine Erörterung der Frage: ob und wie viel Deputirte man
zu dieſem Concil abſenden wolle. Die Debatte nahm Anfangs
eine von der ſpeziellen Frage etwas abweichende Richtung, in-
dem, im Jntereſſe der Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit der
Gemeinde, ihrem Clerus gegenüber, beſonders von Hrn. Dr.
D. bevorwortet wurde, doch zuvörderſt den höchſtwichtigen
Punkt, wer für jetzt und in Zukunft in den deutſch-katholi-
ſchen Kirchenverſammlungen die Gemeinde repräſentiren ſolle?
zu berückſichtigen, damit nicht durch eine blos prieſterliche Ver
tretung die alte ſo gefürchtete Hierarchie wieder einzureißen die
Möglichkeit habe. „Jn dieſem Sinne ſprachen Hr. S. und
mehrere andere Mitglieder, welche ſämmtlich darin überein-
ſtimmten daß die Gemeinde nicht durch Geiſtliche allein, ſon-
dern vornehmlich durch Mitglieder aus der Gemeinde, alſo aus
dem Volke, vertreten werden möge. Hierauf wurde zur eigent
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lichen Frage übergegangen und die Zahl der zu dem Concikrzu
ſendenden Deputirten auf drei (den derzeitigen Geiſtlichen,
einen der Aelteſten und ein anderes Gemeinde Mitglied) feſt
geſtellt. Die Wahl der letzteren wird erſt in der nächſten Ver-
ſammlung Statt finden, um den Mitgliedern Zeit zu laſſen,
über die dazu geeigneten Perſonen die nöthigen Erkundigungen
einzuziehen. Die Vergrößerung der Gemeinde und die Ver-
mehrung der Geſchäfte der Aelteſten ließen auch eine Vergrö-
ßerung des Gemeindevorſtandes wünſchenswerth erſcheinen. Es
wurde daher die Zahl der Vorſtands- Mitglieder auf 8, und,
mit dem künftigen Prieſter (als Vorſitzenden) auf 9 feſtgeſetzt
und der jetzige proviſoriſche Vorſtand durch die Wahl der Hrn.
Schildknecht, Reſchke, Dornbuſch, Madler, König vervollſtän-
digt. Nachdem noch das von einem Mitgliede entworfene Kaſ
ſen-Reglement mit einigen Abänderungen angenommen wor-
den, trennte ſich die Verſammlung. Die nächſte (10.) Ver-
ſammlung findet am Sonntag Nachmittag 3 Uhr, Eliſabeth-
ſtraße 57. im Hauſe des Hrn. Schildknecht Statt.

Breslau, d. 10. März. Ueber den erſten öffentlichen
Gottesdienſt der chriſt-katholiſchen Gemeinde zu Breslau giebt
unſere „Schleſiſche Zeitung heute folgenden Bericht: Der
9. März Ein Tauſend acht Hundert funf und vierzig wird
fortan als ein denkwürdiger Tag der Geſchichte der Menſch-
heit angehören; an ihm verſammelten ſich die Bekenner der
allgemeinen chriſtlichen Kirche, die von der Vorſehung be-
ſtimmt iſt, die erhebende Jdee des Chriſtenthums eines Bru-
derbundes aller Menſchen in das Leben einzufuühren, zum
erſten Male, um Gott, dem liebenden und allguütigen Va-
ter, ihr Dankesopfer an offentlicher heiliger Stätte feierlich
darzubringen. Zu der erhebenden Feier des Tages nahm
die von unſeren ſtets dem Lichte zugewandten und aller Jn-
toleranz fernen ſtädtiſchen Behörden und Vertretern gern
bewilligte, feſtlich geſchmuckte Armenhauskirche die wohl 1200
Mitglieder zählende allgemeine chriſtliche Gemeinde auf, die
in ſtiller Erhebung des Geiſtes die Stunde erwartete, wo ſie
ſich zum erſten Male in chriſtlicher Gottesverehrung vereini-
gen ſollte. Die Feier des Tages begann damit, daß Herr
Dr. Steiner eine Anrede an die Gemeinde hielt, worin er
die Wichtigkeit der denkwurdigen Stunde hervorhob und die
Gemeinde dann aufforderte, zum erſten Mal von dem wie-
dergegebenen Rechte, ihre Seelſorger frei und unumſchrankt
zu wahlen Gebrauch zu machen. Die Gemeinde wählte und
berief ſodann durch ein einſtimmiges, feierliches „„Ja“ vor
dem Angeſichte Gottes Herrn Johannes Ronge zu ihrem
Seelſorger und Geiſtlichen. Darauf eröffnete Hr. Dr. Stef-
ner der Gemeinde die freudige Kunde, daß Herr Czerski,
der Pfarrer der erſten allgemeinen chriſtlichen Gemeinde zu
Schneidemühl, nach Breslau gekommen ſei, um an der Feier
des Tages Theil zu nehmen. Nicht mindere Freude erregte
die Mittheilung, daß Herr Kerbler, bisheriger Kaplan zu
Lindenau bei Munſterberg, ebenfalls ſich der neuen Gemeinde
angeſchloſſen habe, und in dem Gotteshauſe erſcheinen werde.
Nun erfolgte die feierliche Einführung des Seelſorgers in
ſein Amt. Zwolf weißgekleidete Mädchen mit Blumenkran-



zen eröffneten den Zug, dann folgte Herr Johannes Ron-
ge, gefuhrt von Herrn Pfarrer Czerski, Herrn Kaplan Kerb-
ler und dem Gemeinde-Vorſtande, unter dem zum groößten
Leidweſen Herr Profeſſor Dr. Regenbrecht, der ſo viel zur
Einrichtung der neuen Gemeinde gethan hat, fehlen mußte.
Herr Dr. Steiner richtete ſodann eine kraftige Anrede an
den neu eingefuührten Seelſorger, worin er ihm die Pflich-
ten ſeines Amtes an das Herz legte. Herr Pfarrer Ronge
antwortete hierauf ſeiner Gemeinde, indem er ſie in Freud'
und Leid nicht zu verlaſſen verſprach. Nun begann der ei-
gentliche Gottesdienſt, der aus dem Geſange paſſender Lie-
derverſe in ſteter Wechſelwirkung mit dem Geiſtlichen be
ſtand. Herr Kerbler intonirte mit kräftiger Stimme: „Ehre
ſei Gott in der Hohe“, und Herr Ronge begab ſich ſodann
auf die Kanzel, wo er auseinanderſetzte, was die wahre
Kirche Chriſti ſei, indem er anfuhrte, daß auf die beiden
Hauptſaätze Chriſti: werdet vollkommen wie euer Vater im
Himmel und „liebet Gott uüber Alles und euren Nachſten
wie euch ſelbſt“ die wahre Religion aller Menſchen, nicht
aber auf ausſchließliche Glaubensbekenntniſſe, Formeln und
Ceremonien begrundet ſei. Es gelte, das Chriſtenthum in-
nerlich und geiſtig aufzufaſſen, und darnach zu handeln.
Wer das thue, der ſei ein wahrer Chriſt, und zu dieſer
Lehre könnten ſich alle Menſchen bekennen, darum es auch
möglich ſei, einer allgemeinen chriſtlichen Kirche anzugehoö-
ren die eins in der Erkenntniß, in der Liebe und im Han-
deln ſei. Nach den allgemeinen Kirchengebeten las Herr
Ronge den bereits auszugsweiſe mitgetheilten) Brief der
allgemeinen chriſtlichen Brudergemeinde in Dresden an die
hieſige vor. Nachdem der Geiſtliche die Kanzel verlaſſen
hatte, ſprach derſelbe am Altare das allgemeine chriſtliche
Glaubensbekenntniß, und die Gemeinde bekraäftigte es durch
ihr „Amen.“ Nachdem dann noch ein ausgewähltes Stück
aus der Paſſion mit den Einſetzungsworten des heiligen
Abendmahles vorgeleſen, dem ein trefflicher erhebender Chor-
geſang „„Heilig, heilig, heilig“ c. folgte, und das Gebet
des Herrn geſprochen worden war, erhob die Gemeinde in
dem Schlußgeſange „Großer Gott! wir loben dich!“ ihre
Herzen zum feierlichen Danke zu Gott, dem Allgütigen im
Himmel, der ſie mit der Feier des denkwurdigen, folgenrei-
chen Tages begnadigt hazte. Keine Stoörung irgend einer
Art unterbrach die wichtigen Stunden eines freundlichen,
ſonnenhellen Morgens. Mochte es der Morgen einer gro-
ßen, erhebenden Zukunft ſein, der Morgen des wahren Ta-
ges fur die unter der Finſterniß ſeufzenden Menſchen. Dazu
gebe der Himmel ſeinen Segen an dem Alles gelegen iſt.
Amen.

Ein hieſiger Maurermeiſter hat ſich erboten, ſobald
die Genehmigung der chriſt- katholiſchen Gemeinde erfolgt
ſein wird, ihnen eine mehr als ausreichende Kirche bis Mi-
chaelis unter den günſtigſten Zahlungsmodalitäten in gelege-
ner Gegend zu erbauen. Durch die Aſſiſtenz des Kapkans
Kerbler iſt es nun Herrn Ronge möglich gemacht, ſeinen
fruüheren Plen, Berlin zu beſuchen auszufuühren. Dem Ver-
nehmen nach wird er noch in dieſer Woche in Geſellſchaft
des ſeit Sonnabend ſich hier befindenden Pfarrers ECjzerski
nach Berlin abreiſen. Man vermuthet, daß Belde in Bezug
auf die Biſtätigung ihrer Gemeinden dieſe Reiſe an hochſte
Stelle unternehmen.

Breslau, d. 10. Marz. Dem Vernehmen nach wird
Herr Pfarrer Czerski in einigen Tagen über Berlin nach
Schneidemühl zurückkehren. Es iſt wohl moglich, daß ihn
wichtige Angelegenheiten dorthin rufen. Heute morgen be-
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ſuchte derſelbe während der Meſſe die hieſige Domkirche, die
ihm ſehr gefallen haben ſoll.

Nachdem geſtern die chriſt-katholiſche Gemeinde ihren
erſten öffentlichen Gottesdienſt gehalten hat, fand heute die
erſte Taufhandlung in der Gemeinde ſtatt. Der Taäufling
iſt eine Tochter des Herrn Partlikulier Podjorski.

Aus Schleſien, d. 8. März. Ein Buchdrucker in
Freiburg in Schleſien welcher dem Domherrn Ritter ange
boten, Ronge zu ermorden, wenn ihm dafur 50 Thkr. ge-
zahlt wurden, iſt dem Polizei- Präſidium zu Breslau von
Herrn Ritter denuncirt und auf Jnſtanz der bezeichneten Be
hörde durch den Verweſer des landräthlichen Amtes in Schweid-
nitz, Hrn. von Dreski auf Birkholz, in Freiburg verhaftet
worden.

Stettin, den 6. März. Durch die hieſige Zeitung war
von Mehreren der Wunſch ausgeſprochen, einen Verein zur
Unterſtützung der neu entſtandenen Deutſch katholiſchen Ge-
meinden zu gruünden, und waren diejenigen, welche ſich
hiefur intereſſirten, auf geſtern Nachmittags eingeladen ſich
im großen Hoörſaale des Gymnaſiums zu verſammeln. Der
Eintritt in dieſe Verſammlung gewahrte einen wahrhaft er
freuenden Anblick, nicht nur durch die zahlreiche Theilnahme,
welche jene Aufforderung gefunden, da wohl mehr als 300
Perſonen anweſend ſein mochten ſondern beſonders dadurch,
daß man die verſchiedenſten Stände, hohe Militalrs und
Beamten Prediger und Lehrer, Kaufleute und Handwerker,
in gleichem Jntereſſe und gleich ſehr von der Wichtigkeit
der Sache durchdrungen, vereinigt fand. Dem edlen Zwecke
der Verſammlung entſprach ihre wurdige Haltung. Einlei
tende Worte eines hieſigen Predigers ſtellten der Verſamm-
lung Zweck und Motive des Vereins dar. Fern von jeder
Proſelytenmacherei wollten wir diejenigen bereits entſtandenen
katholiſchen Gemeinden unterſtützen, welche, katholiſch ver-
bleibend, ſich von der römiſchen Hierarchie losſagten
nicht Einzelne, ſondern Gemeinden nicht in ihren etwanigen,
ſonſtigen Bedürfniſſen, ſondern nur in denen fur Kirche
und Schule. Ein Verein und nicht eine bloße einmalige
oder wiederholte Subſcription ſei zu wirkſamer Unterſtutzung
nothwendig. Nur auf drei Jahre wolle man ſich vorlaäugg
vereinigen, denn es ſtande zu erwarten, daß ſich im Laufe
dieſer Zeit Weſen und Lage der neuen Gemeinde beſtimmter
geſtaltet haben würde. Um auch den wenig Bemittelten die
Möglichkeit zu geben, dem Vereine beizutreten, wurde das
Minimum des ſtimmberechtigenden Betitrags auf vierteljähr-
lich 5 Sgr. geſtellt. Hierauf ſchritt man zur Unterzeichnung
der Beiträge, nachdem noch von einem andern Anweſenden
die Beweggrunde, welche die Verſammlung trieben, ausge-
ſprochen waren nämlich, theils das Nationatgefuühl der
Deutſchen, Rom gegenüber, theils das Bewußtſein, daß
gerade die Proteſtanten mitzuhelfen hätten, wo es ſich um
einen Widerſpruch gegen Beſchränkung des Geiſtes handke,
theils endlich die Liebe, welche ein Jeder denen ſchuldig,
welche ernſte, das Heiligſte des Menſchen umfaffende Zwecke
mit Aufopferung weltlicher Vortheile erſtreben. Es unter-
zeichneten ſich ſogleich, ebenſo aus allen Staänden wie die
Verſammlung ſelbſt gemiſcht war, mehr als 200 Mitglie-
der, mit einer Summe der jahrlichen Beiträge von beinahe
500 Thlr. Noch viele, welche ſich fur die Sache lebhaft
intereſſitren, hatten bei der Verſammlung nicht anweſend
ſein konnen, ſo daß jene Unterzeichnung nur als der An-
fang der thatigen Theilnahme unſerer Stadt fur dieſe An
gelegenheit betrachtet werden darf.

Elberfeld, d. 9. März. Heute hielt die hieſige chriſtl.
apoſtoliſch-katholiſche Gemeinde ihre ſechste berathende Ver



ſammlung. An derſelben nahmen auch diejenigen Katholi-
ken Theil, die ſich im Verlaufe der Woche bei dem Vor-
ſtande zur Aufnahme in die Gemeinde gemeldet und die er-
forderliche Belehrung geholt hatten; ſie zeichneten ſich ſämmt
llch am Schluſſe der Sitzung als Mitglieder der Gemeinde
ein. Nach einem Gebet zu Gott um Erleuchtung, Star
kung fur die Berathung und nach Bertchterſtattung der
neueſten, die Gemeinde betreffenden Vorkommniſſe, kam die
wichtigſte Angelegenheit der Gemeinde, die Berufung eines
Prieſters, zur Sprache. Alle Mitglieder theilten die Be-
geiſterung fur die Geſinnung und Handlungsweiſe des Pfar-
rers Licht, dieſes Mannes der Wahrheit und der That,
der ſich auch fur das Glaubensbekenntniß der Gemeinde aus-
geſprochen hatte. Der Befurchtung, als könne das propo-
nirte Minimum der Gehaltsſumme durchaus ungenügend
ſein fur den Lebensunterhalt eines Pfarrers, wurde die uber-
zeugende Thatſache entgegengeſtellt: daß gerade Pfarrer Licht
der Mann ſei, der mit Hintanſetzung aller äußeren Vor-
theile, der Förderung der guten Sache perſönliche Opfer zu
bringen im Stande ſei. So wurde denn im Vertrauen auf
Gott und auf die durch den höchſten Willen geleiteten Her-
zen unſerer Mitchriſten nah und fern, mit offener und gott-
begeiſterter Stimmen Einheit die Berufung des Pfarrers
Licht als Prieſter der chriſtlich- apoſtoliſch- katholiſchen Ge-
meinde in Elberfeld mit dem Anerbieten eines Minimum-
Gehaltes fur die Zeit des Beſtehens der Gemeinde beſchloſ-
ſen. Dann wurden auch die Schritte näher berathen und
feſtgeſtellt, welche zur Herbeiſchaffung der Geldmittel fur die
kirchlichen Bedurfniſſe der Gemeinde zu thun ſeien, wobei
der Umſtand beruckſichtigt wurde, daß keine foörmliche Kol-
lekte, von Haus zu Haus, zuläſſig und es der Loyalität
unſerer Mitbürger anheimzuſtellen ſei, ihre chriſtlichen Ga-
ben in einer ſelbſtgewählten Weiſe dem Vorſtande oder den
ſich damit befaſſenden Gliedern zuzuſagen oder ſolche Zuſa-
gen einzuſchicken, wie es auch ſchon einige hieſige Ehren-
männer gethan. Dem Anſuchen aus einem benachbarten
Städtchen daſelbſt eine Liſte zum Einzeichnen derjenigen
Katholiken niederzulegen, die der Gemeinde beitreten wollen,
wurde der Beſcheid: „daß die Gemeinde keine Proſelyten
machen wolle; daß aber diejenigen, welche aus Ueberzeu-
gung und innerem Drange der Gemeinde ſich anſchließen
wollten dies in der Verſammlung ſelbſt thun muüßten, und
ſich zu dieſem Zwecke bei dem Vorſtande anzumelden hät-
ten was ſelbſt in der Umgegend von einer oder einigen
Stunden möglich wäre. Nach beendigter Geſchaftsbera-
thung ſprach ſich lebhaft und dringend das Beduürfniß aus,
den künftigen Verſammlungen mehr als es bisher möglich
war, den Charakter der Erbauung und reltigiöſen Beleh-
rung zu geben, damit die Gemüther des poſitiven Chriſten-
thums, dem ſie ſich zugewandt, mehr theilhaftig werden
könnten. Es wurde darum feſtgeſtellt, in künftigen Ver-
ſammlungen die erſte Stunde durchaus dieſem heiligen
Zwecke zu weihen und dann erſt die Mittheilungen und Be-
rathungen uüber die äußern Angelegenheiten der Gemeinde
zu beginnen und wie bisher mit einem Gebete zu beſchlie-
ßen. Endlich wurde noch einſtimmig beſchloſſen, daß die
Reſultate der Berathungen in einer authentiſchen Weiſe je-
desmal der Oeffentlichkeit übergeben werden ſollten damit
anonyme und entſtellende Mittheilungen der Gegner oder
Uebelwollender von dem Publikum gleich als ſolche erkannt
werden konnten.

Dresden, d. 11. März. Die geſtrige Verſammlung der
hieſigen Deutſch katholiſchen Gemeinde, welche wieder in dem
freundlich überlaſſenen Sitzungsſaale der Stadtverordneten
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Statt fand, dürfen wir als eine der intereſſanteſten von allen
bisher Statt gehabten bezeichnen. Nach dem neulich feſtge
ſtellten Aufnahme- Modus haben in der geſtrigen Verſammlung
20 Perſonen das Glaubens -Bekenntniß unterzeichnet (unter
denſelben 6 Frauen, die ja nach der recipirten, durchaus zu
billigenden Anſicht, in Glaubensſachen als vollkommen ſelbſt-
ſtaundig angeſehen werden ſollen und muſſen), ſo daß die Ge-
ſammtzahl der Mitglieder nun 137 betragt. Zu den frühern
Beitragen ſind noch mehrere im Betrage von 192 Thlr. hin-
zugekommen, unter denen ſich 10 Nygr. einer altern Frau be
finden, die allerdings fur ihre Perſon bei der Roomiſch-katho
liſchen Kirche beharren, aber ihre ſechs Kinder der neuen Ge
meinde zuwenden zu wollen erklarte. Außerdem ſind die Zin-
ſen eines Kapitals von 1000 Thlr. von einem Wohlthäter der
indeß ungenannt zu bleiben wuünſcht, bis zu ſeinem Tode der
Gemeinde uüberwieſen, und ein anderes ſehr begütertes Mit-
glied derſelben ſoll ſich erforderlichenfalls zu einem jahrlichen
Beitrage von 300 Thlr. erboten haben. Den Haupt-Gegen-
ſtand der Berathung bildete indeſſen die Recursſchrift, welche
durch die gegen die Oeffentlichkeit der Verſammlungen gerichte-
ten Miniſterial-Erlaſſe nach dem Beſchluſſe der letzten Ver-
ſammlung an das hohe Geſammtminiſterium zu richten war.
Jhr Druck ward einſtimmig beſchloſſen. Es ward nun von
Seiten des Vorſtandes die Mittheilung gemacht, daß fur das
demnächſt abzuhaltende allgemeine Deutſche Concil Leipzig als
Verſammlungsort und der erſte Oſterfeiertag, der nächſte 23.
Maärz, als Termin beſtimmt worden ſei. Mit allgemeiner Ak-
klamation ward der Vorſitzende, Prof. Wigard, als Vertreter
der hieſigen Gemeinde auf jenem Concil beſtimmt, auf das
naturlich nun zunaächſt alle Augen ſich richten, da dort die
wichtigſten Lebensfragen der Deutſch- katholiſchen Kirche zur
Entſcheidung kommen müſſen. Der Breslauer Entwurf der
Liturgie war ebenfalls eingeſendet worden, und aus der dar-
über gepflogenen Berathung heben wir fur jetzt nur hervor,
daß eine kürzere Form des Gottesdienſtes als die gewohnliche,
aber die Beibehaltung der (Deutſchen) Meſſe beliebt wurde,
jedoch mit Ausſcheidung des Offertoriums der eigentlichen
Opferung als einer unbibliſchen und unchriſtlichen Feier,
wie dies auf Grund der bekannten Stelle des Briefes an die
Hebraer nachgewieſen ward. Auch entſchied man ſich für Bei-
behaltung der kirchlichen Vocal- und Jnſtrumental-Muſik, wo
deren Ausfuhrung moglich, mit beſonderer Beruckſichtigung aäl-
terer klaſſiſchen Kirchen Compoſitionen. Den Schluß der
Verſammlung bildete das polemiſche Auftreten eines fremden
Römiſch-Katholiſchen, welcher derſelben als Gaſt beiwohnte,
eines Kaufmanns aus Finſterwalde, der in einer langern Rede
das Princip der Deutſch- katholiſchen Kirche bekampfte und die
Vorzuge der Römiſchen Hierarchie auf Grund der bekannten
Argumente hervorzuheben ſich bemuhte. Prof. Wigard ent-
gegnete ihm in einer kernigen, gehaltreichen, glänzenden Rede,
deren Schluß der allgemeinſte, laut ausbrechende Beifall der
Verſammlung kroönte. Auch hier wird eine Petition der
evangeliſchen Kirche um freiere Verfaſſung vorbereitet, welche
vorläufig gedruckt und übermorgen ausgegeben werden dürfte.

Schweiz,
Luzern, d. 6. März. General Sonnenberg fängt be-

reits an, ſeine mißliche Stellung einzuſehen und ſoll laut
bekennen, daß er die ſchweizeriſchen Verhältniſſe in Reapel
ganz anders aufgefaßt habe, als ſie ſich wirklich geſtalten,
Er hat ſein Ehrenwort gegeben, auf Zuruückziehung des
Jeſulten-Dekrets und Ertheilung einer unbedingten Amneſtke
hinzuwirken, um auf dieſe allein mögliche Weiſe die Ruhe
und den Frieden wieder herzuſtellen-
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eich.
Paris, d. 10. März. J der heutigen Sitzung der

Deputirtenkammer entwickelte Hr. Remuſat ſeinen Vorſchlag
wegen der Faälle, in denen die Verrichtungen eines Depu-
tirten mit der Stellung eines Staatsbeamten unverträglich
ſeien. Guizot erklärte, das Kabinet halte den Vorſchlag fur
ſchlecht an ſich und dem Geiſt der Verfaſſung ganz zuwider,
es werde ihn daher auf die entſchiedenſte Weiſe bekämpfen.
Wenn es ſich der Jnbetrachtnahme des Vorſchlags nicht
widerſetze, ſo geſchehe dies nur deshalb, weil es eine grund-
liche Prüfung deſſelben nicht hindern wolle. Hierauf wurde
die Jnbetrachtziehung faſt mit Einſtimmigkeit votirt.
Beim Beginne der Sitzung wurde das Penſionsgeſetz mit
201 Stimmen gegen 188 verworfen die Miniſter, die die
Niederlage vorausſahen, ſtimmten ſelbſt gegen das Geſetz.

Die miniſteriellen Journale enthalten lange Manifeſte,
aus miniſterieller Feder gefloſſen, worin nachgewieſen wird,
daß Graf Molé verſuche, die konſervative Majorität zu
desorganiſiren, daß Hr. Thiers daſſelbe zwei Mal veſucht
habe, und die Konſequenzen davon die Ereigniſſe von 1840
geweſen wären daß eine Veränderung des Miniſteriums
ohne Veränderung der Politik unmoglich ſei, und daß die
Konſervativen ſich daher wohl bedenken ſollten ehe ſie dies
gefährliche Spiel fortſpielten. Zugleich wird die Majoritat
zur größten Energie und zum puünktlichen Erſcheinen auf
ihrem Poſten aufgefordert; da die Oppoſition ſtets bereit
ſei, den kleinſten Fehler zu benutzen.

D.e Motive der vom Staatsrath gegen das Mande-
ment des Erzbiſchofs von Lyon abgegebenen Deklaration
ſind heute im „Moniteur“ zur offentlichen Kenntniß gebracht
worden. Die vom Koönig unterzeichnete Ordonnanz, den
Mißbrauch konſtatirend, iſt aus dem Tuilerienpalaſt vom
9. März 1845 datirt.

Der weſentliche Jnhalt der in neuern Zeiten ſo vielfach
erwähnten vier Artikel über die Freiheiten der gallikaniſchen
Kirche vom J. 1682 iſt folgender: 1) daß weltliche Furſten
in weltlichen Dingen keine geiſtliche Macht uber ſie haben
2) daß der Papſt den Beſchluſſen allgemeiner Kirchenver-
ſammlungen unterworfen iſt; 3) daß die in Frankreich längſt
beſtandenen kirchlichen Satzungen die Grenzen der papſt-
lichen Macht beſtimmen 4) daß auch in Glaubensſachen das
Urtheil des Papſtes kein unabaänderliches ſei.
Aus Otahatlti muſſen ſehr wichtige Nachrichten ein

gelaufen ſein, denn unmittelbar nach dem Eintreffen derſel-
ben ward der Korvettenkapitain Page, Adjutant des Mari-
neminiſters, vom Könige empfangen und reiſte ſogleich ab,
um ſich auf der Brigg Ducouedic nach Otahaiti einzuſchif-
fen. Zwei Schiffe mit Truppen ſollen ihm unmittelbar nach
Oceanien folgen.

Man ſchreibt aus Oran vom 23. Februar: Das Ge-
rucht verbreitete ſich, daß Abd-el-Kader Malouia verlaſſen
habe. Man hat aber jetzt die Gewißheit erlangt, daß der-
ſelbe ſeinen Standpunkt noch nicht verändert hat. Der Ge-
neral Lamoricière, der zu gleicher Zeit mit dem General
Delarue unſere Stadt verließ, iſt ſeit geſtern zuruckgekehrt.
Man erwartet jeden Augenblick einen Courier von der Grenze.
Jn dieſem Augenblicke müſſen die franzöſiſchen und marok-
kaniſchen Kommiſſare zuſammengetroffen ſein. Die Straßen
ſind beinahe unfahrbar; alle Flüſſe ſind ausgetreten und das
Land bietet überhaupt einen traurigen Anblick dar. Meh-
rere Menſchen ſind im Schnee umgekommen, welches in die-
ſen Gegenden faſt beiſpiellos iſt. Jn den letzten Tagen iſt
das Dorf Merſaita, nicht weit von Mascara, durch eine
Ecdbewegung, die man noch nicht erklären kann, vollkom-

men zerſtoört worden. Die Einwohner hatten glucklicher
Weiſe Zeit, ſich zu retten.

Paris, d. 11. März. Heute wurde in der Deputtr-
tenkammer debattirt, ob die Propoſition Muret de Bort, die
Rentekonverſion betreffend in Betracht zu ziehen ſei. Der
Finanzminiſter wiederholte bei dieſem Anlaß, daß er die Kon
verſion in dieſem Jahr nicht zeitgemäß finde, wohl aber die
Verbindlichkeit übernehme, ſie in der nächſten Seſſion durch
einen Geſetzvorſchlag bei der Kammer in Antrag zu bringen.
Die Kammer hat einſtimmig beſchloſſen, die Propoſition Mu
ret de Bort ſei in Betracht zu ziehen.

Die geſtrige Verwerfung des Geſetzvorſchlags, die Pen-
ſionen betreffend wird von den Oppoſitionsblättern als eine
von den Miniſtern erlittene Niederlage gefeiert; „Débats“
und „Globe“ wollen dem Votum keine politiſche Bedeutung
zugeſtehen inzwiſchen war geſtern Abend Miniſterkonſeil in
den Tuilerien; nachdem ſich die Miniſter entfernt hatten,
ließ der König den Grafen Moleé rufen dieſer verfugte ſich
um halb 11 Uhr in's Schloß und war noch gegen Mitter-
nacht mit Sr. Majeſtät in Konferenz.

Nachrichten aus Oran vom 1. Marz zufolge iſt es dem
Kommandanten Charras in Tiaret gelungen, durch einen
Nachtmarſch ſich dreier Häuptlinge der Flittas zu bemachti-
gen, die die thätigſten Agenten Abd-el-Kader's waren.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 7. März. Die Gazette meldet die Er-

nennung des bisherigen Secretairs des oſtindiſchen Departe-
ments, Herrn Bingham Baring, zum General-Kriegs-Zahl-
meiſter, an die Stelle des Sir Edward Knatchbull, deſſen an-
geblich beabſichtigte Einführung in das Oberhaus unter dem
Titel eines Baron Merſham noch immer auf ſich warten läßt,
weshalb denn auch bereits das Gerücht im Umlaufe iſt, die-
ſelbe habe unerwartete Hinderniſſe gefunden.

Sir Robert Peel hat im Unterhaus angekuündigt, es ſei
ſeine Abſicht, nachſtens eine Bill einzubringen zur Abſchaf-
fung der buürgerlichen Unfähigkeiten (Jncapacitäten) der
Jſraeliten, vornehmlich der Municipal und Korporations-
anſtellungen.

Die finanziellen Geſchafte des Parlaments gehen jetzt
ſchnell vorwäärts, indeß findet das vorgeſchlagene Syſtem der
Zuckerzölle großen Tadel, und man ruſtet ſich zu einem har
ten Kampf darüber fur die nächſte Woche. Die irlaändiſchen
Maßregeln können vor Oſtern nicht eingebracht werden, und
was die ungeheure Maſſe von Eiſenbahn-Bills betrifft, die
von den Comités beider Häuſer erledigt werden muſſen, ſo
ſieht kein Menſch ab, wie es möglich iſt, eine ſolche Maſſe
von Geſchäften in dem parlamentariſchen Jahr zu beenden.

Nach den Nachrichten der letzten indiſchen Poſt halt die
Times die Einverleibung des jetzt innern Wirren ganz ver-
fallenen Pendſchab in das britiſch-indiſche Reich fur eine po-
litiſche Nothwendigkeit und ſieht in dem Umſtande, daß der
Generalgouverneur Sir Henry Hardinge zahlreiche Regimen-
ter an die Grenze geſchickt hat, den erfreulichen Beweis,
daß er ſich gefaßt halte, den vielleicht ſchon in Kurzem ſich
darbietenden Anlaß, in das Pendſchab einzurücken, ſofort
gehörig zu benutzen. Der Globe halt ebenfalls die baldige
Beſitznahme des Pendſchab fur wahrſcheinlich und lobt, gleich
der Times, die Geſundheit und Fruchtbarkeit des Landes
und den Gewerbfleiß ſeiner Einwohner.

Vermiſchtes.
Die Börſen Nachrichten der Oſtſee“ melden Folgen

des aus Rügenwalde vom 11. März: „Freitag, d. 28.
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v. M., verbreitete ſich auf hieſiger Münde das Gerücht, daß
zwei Schiffe, im Eiſe ſteckend, ungefähr 1 Meilen weit in
See zu ſehen ſeien. Am anderen Tage waren ſie noch in Sicht,
und da der Wind bei anhaltender Kälte nördlich, ſich daher
mit einiger Sicherheit vermuthen ließ, daß man, wenn gleich
gefahrvoll, zu ihnen gelangen könne, ſo entſchloſſen ſich 19
Mann unſerer jeder Gefahr trotzenden Seefahrer, die lebens-
gefährliche Tour dahin zu unternehmen, was ihnen auch bei
großer Anſtrengung glücklich gelang. Sie brachten die Nach-
richt zurück, daß es die „Sylphide“ und die „Johanna“ ſeien.
Die „Shylphide“, mit Häringen beladen, befände ſich ſchon in
einem ſchlechten Zuſtande, mit einem Maſt faſt ganz unter Eis
ſteckend und ohne Mannſchaft auf der „Johanna“ ſei nur
Kapitain Bruhn, der jedoch jede angebotene Hülfe von ſich
gewieſen hatte indem er ſeinen einmal gefaßten heroiſchen Ent-
ſchluß ausführen und ſein Schiff nicht verlaſſen wollte. Kaum
war es bekannt geworden, daß die „Soylphide“ mit Häringen
beladen und zu beſteigen ſei, ſo machte ſich ſogleich eine An
zahl hieſiger Tagelöhner mit kleinen Handſchlitten zu dem ge
fahrvollen Unternehmen über Eis auf den Weg, um Häring
zu bergen. Sie brachten am erſten Tage eine Quantität Hä-
ring in Tonnen ans Land, ſetzten ihre Arbeit mit unermüde-
ter Anſtrengung, jede Gefahr verachtend, bis Sonntag, den
9. d., fort, und haben ſo, vereint mit unſeren Münde-Ein-
wohnern die auch bereits eine Kette und ein Anker geborgen,
etwa 180 Tonnen Häringe ans Land geſchafft. Schon am
Sonnabend, den 8., war es gefahrvoll, ſich den Schiffen zu
nähern, da mehrere bedeutende Spaltungen im Eiſe entſtan-
den, als aber am Sonntag, den 9., das Eis durch eingetre-
tenen SW.-Wind und milde Luft ſich in Bewegung ſetzte,
dadurch beide Schiffe weiter nach Oſten fortgetrieben wurden,
wo ſie augenblicklich noch entfernt zu ſehen ſind, mußte jede
weitere Kommunication aufhören, und können wir jetzt nur
noch dem Kapitain Bruhn herzliche Wünſche für ſeine Erhal-
tung folgen laſſen. Ferner iſt zu erwähnen, daß Kapitain
Bruhn von einigen Arbeitern angegangen war, ihnen zur Ber-
gung des Härings einige Geräthſchaften von ſeinem Schiffe
anzuvertrauen. Jn der Freude, nach ſeiner langen Einſamkeit
wieder mit Menſchen zu verkehren, war er bereitwillig dazu;
da ihm dieſelben aber nicht wieder zugeſtellt wurden, verläßt
er ſein Schiff, um am Lande dieſerhalb Nachfrage zu halten.
Dieſen Umſtand benutzend, begaben ſich einige ſchlechte Sub-
jekte auf die Johanna beraubten Kapitain Bruhn ſeines
Proviants und ſetzten vielleicht auf dieſe Weiſe den armen
Schiffer der Gefahr des Hungertodes aus. Die Strafe folgte
aber auf dem Fuße. Sie wagten ſich nämlich ſpät Abends,
um nicht geſehen zu werden, auf die gefahrvolle Eisbahn und
fanden in einer Waacke, wo am Tage das geborgene Anker
verſenkt wurde, ihren elenden, man möchte ſagen, wohlver-
dienten Tod. Dem heldenmüthigen Schiffer Bruhn iſt gleich
nach bekannt gewordenem Raube ſein Proviant von hieſigen
Kaufleuten und Bürgern wieder reichlich erſetzt und aufs Schiff
geſchafft worden. Seit geſtern iſt der ruſſiſche Dreimaſter
„Roſſia“, Kapitain Ensler, in Sicht.“

Die Revue de Libourne meldet, daß in der Com-
mune St. Peyde-Caſtels (Frankreich) am 2. Februar funf
Meteorſteine gefallen ſind. Dieſelben waren augenſcheinlich
noch kurz vor ihrem Niederfall in geſchmolzenem Zuſtande
geweſen, denn man fand ſie glühend und noch weich und
außerdem ſehr mit Schwefeltheilen geſchwängert. Der größte
dieſer Steine wog 60 Pfund.

Jn einer am 4. März gehaltenen Verſammlung der
Aktieninhaber der Kompagnie zur Erbauung des Londoner

Tunnel wurde angezeigt, daß die Einnahme vom Tunnel im
vorigen Jahre nur 6137 Pfd. St. 10 Sh. 10 P. betragen
habe eine Dividende kann unter dieſen Umſtänden nicht
ausgetheilt werden. Ein Plan zur Legung eines Bahnglei-
ſes fur Wagen, deſſen Ausführung 10,000 Pfd. St. koſten
ſoll, liegt noch der Direktion zur Erwägung vor. Aus dem
erſtatteten Bericht ergiebt ſich, daß die Regierung im Gan-
zen 240,000 Pfd. St. zu dem Tunnelbau vorgeſchoſſen hat.

Magdeburg, d. 13. März. Wir erfahren ſoeben
aus ſicherer Quelle, daß die Hälfte der in dem uns benach-
barten Städtchen Genthin wohnenden Katholiken ſich der
hieſigen deutſch-katholiſchen Gemeinde angeſchloſſen und ihre
desfallfige Erklärung dem proviſoriſchen Vorſtande derſelben
in einer beſonderen Adreſſe zugeſandt hat, welche, wenn ſie
in dieſen Blättern nicht zum Druck kommen ſollte, doch an-
derweit gewiß veroffentlicht werden wird.

Aus Helſingoör wird von einem Fackelzuge be-
richtet, der am 3. März, Abends 8 Uhr, die Bewohner der
ſchwediſchen Küſte den Bewohnern jener Stadt gebracht ha-
ben. Dem Zuge ſchritt ein Muſik-Corps voran. Jn Hel-
ſingör angekommen, ward derſelbe von den zahlreich ver-
ſammelten Einwohnern bewillkommt und nach einem Lokale
gefuhrt, welches mit Fahnen und mit den Portraits Oscars
und Chriſtians VIII. geſchmuückt war. Um 10 Uhr kehrte
der Zug unter den Abſchiedsgrüßen der däniſchen Volksmenge
über das Eis wieder nach Schonen zuruck.

Berlin. Unſere Berliner Gamins geben ſeit der
großen Studenten -Schlittenfahrt alle Nachmittage auf eine
eigenthumliche Art die witzige Ader zu erkennen, die ſie je-
denfalls vor allen andern Deutſchen Gamins voraushaben.
Sie halten nämlich regelmäßig in den Nachmittagen eine
maskirte Schlittenfahrt auf kleinen Handſchlitten und un-
terwerfen indem ſie zur Beluſtigung des Publikums durch
die lebhafteſten Straßen der Stadt ziehen, die verſchieden
artigſten Gegenſtände ihrer Kritik.

Seit vielen Jahren lag auf dem Thüringer Wald
der Schnee nicht ſo hoch, als in dieſem Winter. Selbſt
die Landſtraßen waren oft ſtundenweit ſo verſchneit, daß
ſchwere Guterwagen ſtecken blieben obgleich täglich aus al-
len Ortſchaften die Leute aufgeboten waren den Straßen-
zug frei zu machen. Manche Dorfer waren ganz einge-
ſchneit und man ſah von ihnen nichts weiter, als die Schorn-
ſteine und Firſte der Dächer. Man mußte, um von einem
Hauſe zum andern zu gelangen, Schneetunnels anlegen.
Das Hoch- und Kleinwild drang aus Mangel an Nahrung
in die Doörfer und nahm das Futter aus den Handen der
Menſchen. Viele Voögel erlagen dem Hunger oder der
Kälte. Jn Weimar ließ ſich eine Kette Rebhühner in den
Straßen der Stadt nieder und waren ſo abgemattet, daß
ſie ſich mit den Händen fangen ließen.

Auf dem St. Gotthardt und den benachbarten
Bergen liegt der Schnee 30 Schuh tief. Tritt das Thau-
wetter nicht allmälig ein, dann darf man fur die Gegenden,
welche von den dort entſpringenden Flüſſen bewäſſert wer
den arge Ueberſchwemmungen fürchten.
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Fonds- und Geld Cours.
Berlin den 15. März.

Pr. Cour. Pr. Coar.Fonds. f. Sricf. Sr. Actien. f. Frief. Sald. ſ Sew.
St. Schldſch.ſ32/,ſ1005 99 Berl. Potsd. 5
Pveuß. Engl. de. do. P. Obl. 4
Oblig. 30. 4 e Magd. Leipz. [186 SPräm.Sch. d. do do. P. Obl. 4 los
Seehandl. 94 Brl. Anhalt 1154Kur u. Nm. do. do. P. Obl.! 4 1102Schldvſchr. 31/,1 998 Düfſſ. Elberf. s 106/, 105/,
Bri. St. Obl. 1007, do. do. P. Obl. 4 992 99
Onz. do. i. Th. 48 Rheimiſche s 101 àWſtpr. Pfbr. 98 do. do. P. Obl.) 4 995 99 100
Grßh. Poſ. do. 1041 o. v. St. gar. ſ3 96
do. do. 3 98 BBrl. Frankf. 5 159 158'

Oſtpr. Pför.3 100 ſpdo. do. P. Obl. 4
Pomm. do. 8/,100 995/, Oberſchleſ. 4 125' [124
K. Nm. do. 3/,1100* 100 do. L B. v. eing. 116 1115
Schleſ. do. 83 99 B. Stett. L. A. 134
Gold al marc, 77 a Lidr. 7 134 rnrdrchsd'or. 13 13 agd. aI dein e 3 B. Schw. Fr. 4 120/, 119
à s Thlr. 118 do. doP. Obl. 4
Disconto. 4/, Bonn Köln. 5 1142 2

Leipzig d. 14. März.

iere. Ange t. Stagtspapiere. Ange eStaatopapierr boten. Geſuch Actien excl. Zinſ.! boer, Geſucht.

K. S. Steuer-Cred. K. Pr. St. Schuldſch.
Kaſſenſch. à 39/ im à 3/, in Pr. Ct.

14 F. pr. 1001 99von 1000 u. 500 93 Hamb. Feuerk.-Anl.
kleinere 96 à 31 (300 Mk.K. S. Kamm.-Cred. Bco.150 S 957/,Kaſſenſch. à 29 im K. K. Oeſtr. Metall.

20ft. F. pr 150 fl. Conv.v. 500, 200 u. 50 a à 50 lauf. Zinſen 116
K. S. Landrentenbr. à 49 à 1039 im 106
à s o i. 14 à 3 14 653v. 1000 u. 500 98

kleinere 77 Act. d. W. B. pr. St.
K. Preuß. Steuer à 1039CreditKaſſenſch. à Leipz. Bank Aktien
39 im 20 fl. F. à 450 pr. 1001 160v. 1000 u. 500 FEeipz. Dresd. Eiſenb.
kleinere Act à 100, pr. 10Leipz. Stadt-Oblig. Sächſiſch-Baier. do. 143

à 39 im 14 F. pr. 100 103 Sv. 1060 u. 500 o4 SächſiſchSchleſ. do.kleinere pr. 200 118',epz. Dresd. Eiſenb. Magd. Lpz. do. incl.P.-Obl. à 1107/, Div. Sch. do. pr. 100 187

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Geld e.)

Halle, den 15. März.

Weizen 1 15 A bis 1 20Roggen 1 6 s 1 86 9Gerſte 1 9Hafer 17 6 21 3Magdeburg den 14. März (Nach Wispeln.)

Weizen 33 36 Gerſte 25 226iRoggen Hafer 17 15Berlin, den 13. März. Marktpreiſe vom Getreide.
Zu Waſſer:

Weizen (welßer) 1 Thlr. 24 Sgr. auch 1 Thlr. 18 Sgr.
Roggen 1 Thlr. 6 Sgr. auch 1 Thlr. 4 Sgr. 10 Pf.
Hafer 24 Sgr. 3 Pf. auch 20 Sgr. 9 Pf.

(Den 12. März.)
Das Schock Stroh 7 Thlr. 20 Sgr. auch 7 Thlr. 5 Sgr.
Der Centner Heu 1 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf., auch 20 Sgr.
Der Scheffel Kartoffeln 15 Sgr. auch 10 Sgr.

1

22

Branntweinpreiſe. Die Prdiſe von Kartoffel-Spirikus wa
ren am 8. März 13/, Thlr. am 11. März 13 13 Thlr. und
am 13. März d. J. 13 Thlr. (frei ins Haus geliefert) pr. 200
Quart à 54 pCt. oder 10,800 pCt. nach Tralles. Korn Spiritus:
ohne Geſchäft.

Berlin, den 13. März 1845.
Die Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg.
am 14. März 38 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 14. bis 16. März.

Jm Kronprinzen z Die Hrrnu. Kaufl. Fuhrmann Kunzendorf u. Ru
dolphi a. Berlin Fiſcher a. Celle, Hofmann a. Heilbronn Bunzen
a. Moskau, Wiedemann a. Querfurt Hartzer a. Dresden u. Beh-
rens a. Hamburg. Hr. Stud. jur. Neubauer a. Berlin. Hr. Renk.
Klinglight a. London. Hr. Aſtronom Weber u. Hr. Arzt Dürr
a. Leipzig. Hr. Maler Braun u. Hr. Eigenthümer Roßler a. Leipzig.
Die Hrrn. Rent. Weld a. London Brathpuß a. Berlin. Die Hrru.
Kaufl. Wolfenſtein a. Berlin Salomon a. Braunſchweig de Vivie
a. Schwelm Carlſtein a. Brandenburg, Börner a. Bernburg, Peyr
ne a. Breslau, Dingheim a. Münſter, Lebrün a. Hamburg.

Stadt Zürch Hr. Cand. jur. Hotze a. Zürich. Die Hrrn. Kou'l. Zim
mermann a. Aachen, Alterthum u. Freytag a. Berlin. Hr. Renkt-
mſtr. Dormeyer a. Eisleben. Die Hrrn. Kaufl. Köcher a. Magdedurg,
Eckhardt a. Großenheim, Franke a. Dresden, Schulze a. Braun
ſchweig, Luders a. Magdeburg. Hr Rittergutsbeſ. Canojuns a. Klo-
ſter-Mansfeld. Hr. Lieut. Volkert a. Anclam.

Engliſcher Hof: Hr. Rent. Leſſing a. Hannover. Hr. Privatm. Mor
genſtern a. Paris. Die Hrrn. Kaufl. Lieber a. Weimar Sperber a.
Mainz. Hr. Rent. Deßmann a. Stargardt. Hr. Gutsdeſ. Löbe a.
Poſen. Hr. Advocat Schober a Utrecht. Hr. Apoth. Linke a. Berlin.
v re Kaufl. Eiſenhardt a. Frankfurt, Herzberg a. Braun

)we g-
Goldnen Ring: Hr. Rentier v. Rheinau a. Berlin. Hr. Fabrkk.

Scheibe a. Bung. Die Hrrn. Kaufl. Bade a. Magdeburg Löfen
a. Stargard, Rettgen a. Leipzig. Hr. Fabrik. Lüders a. Marburg.
Hr. Chemiker Vogel a. Leipzig. Die Hrrn. Kaufl. Ahrenhorſt a.
Berlin Wachsmuth a. Dresden.

Goldnen Löwen z Hr. Dr. med. Schmethorn a. Saarbrück. Hr. Renk.
Müller a. Berlin. Hr. Aſſeſſ. Nette a. Oſchersleben. Hr. Partik.
Wievand a. Danzig. Hr. Apoth. Wittner a. Wittenderg. Sr. Maler
Reick a. Zürich. Die Hrrn. Kaufl. Winke a. Bernburg Bange a.
Leipzig Weiße a. Brandenburg.

Schwarzen Bar: Hr. Kaufm. Sommermeyer a. Lüneburg. H.
Cand. Leiſcher a. Strelitz. Frau Dr. Reibel a. Berlin. Hr. Verw.
Schwertbeil a. Goßlar. Hr. Kaufm. Fritzſch a. Duſſeldorf. Hr.
Schüler Winkelmann a. Leipzig. Hr. Control. Marcus a. Stettin

Stadt Hamburg 3 Die Hrrnu. Kauf!. Neubauer u. Stufe u. Hr. Gaſt
geber Stechling a. Leipzig. Hr. Dr. jur. Günz a. Dresden. Hr.
Kaufm. Stöler a. Berlin. He. Juſtiz Comm. Hartmann o. Ulm.
Hr. Offic. v. Schorrmann a. Potsdam. Pr. Amtm. Nordmann a.
Altenburg. Die Hern Kaufl. Quabecker a. Lüdenſcheid, Leidhold o.
Naumburg Bürger a. Weißenfels. Hr. Fabrik. Strauß a. Breslau.
Hr. Partik. v. Berblinger a. Ungarn. Hr. Prof. Auber a. Berlin.

Goldnen Kugel: Hr. Stallmſtr. v. Vogel a Eberederf. Hr. Renk.
Pretzſchel a. Wien. Die Hrin. Kaufl. Dietrich a. Quedlindurg,
Schrei a. Aſchaffenburg, Jonas u. Stein a. Wolmirſtedt. Die Hrru.
Cand. theol. Warneck a. Berlin, Fendler a. Belzig. Hr. Fabrik.
Göſtel a. Berlin. Hr. Kaufm. Sparburg a. Straßburg. Hr. Gra
veur Rüntler a. Frankfurt. Hr. Lehrer Leonhardt a. Treuen
briotzen.

Zur Eiſenbahn Die Hrrnu. Kaul. Rabe a. Berlin, Röder a. Stes
tin, Kerſten a. Hildesheim. Hr. Lehrer Heinemann a. Magdeburg.
Hr. Partik. Mainicke a. Straßburg. Hr. Rittergutebeſ. Baron v.
Heidenreich a. Pommern. Die Hrrn. Kaufl. Schmidt a. Berlin,
Bär a. Aſcherode, Kohl a. Breslau. Hr. Mühlenbeſ. Leiter a. Bä
rendorf. Hr. Oberſt a. D. v. Borck a. Wurzen. Hr. Partik. Michae
lis a. Leipzig.
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Bekanntmachung.
e Vom 15. März ab werden die Dampfwagen Fahrten auf der Magdeburg- e
e Leipziger Eiſenbahn nach folgendem Fahrplane ausgeführt werden. e

Tägliche Dampfwagen- Fahrten
für die Zeit vom 15. März bis zum 15. Oetober 18 A.

Evurs von Magdeburg nach Leipzig. II. Cours von Leipzig nach Magdeburg

J Guter güge ſGuüter-gugeW 7 mit W T iAbfahrt Perſonen-Züge. Perſonen Beförde- Abfahrt PerſonenZüge. Perſonen Beförde

von rung. von rung.I. II J. J I. J. I U. J III J. II.6 ihr 117, ührſ ühr J 87, ühr J 6 Uhr Leittzi 557, Uhr g1087, ihr A7, Uhr 6 Uhr J 6 Uhr
Morg. Vorm. Nachm. Morg. Abds. 8 Morg. Vorm. Nachm. Morg. Abds.

To. 9 Uhr 617, Uhr Uhr
m

Magdeburg

a 6*/, Uhr 118/, Uhr 5 Uhr 6 Uhr 11 Uhr 4 Uhr s Uhr 6 UhrSchönebeck org. Vorm. Nachm. Morg. Abds. Schkeuditz morg. Vorm. Nachm. Morg. Abde.
er 12 ühr nhr ühr [67, r 6i/, Uhr ſrurf, ührſ 5 ühr 9 ühr 7 uhrGnadau dorg. Mitt. Nachm. Morg. Abds. Halle Morg. Vorm. Nachm. Morg. Abde.

Saale uhr 129 ühe 97 ihr 99 ihr r Stumsdorf. Je r e le
der Saale Morg. Witt. Nachm. Morg. Abds. t WMorg. Mitt. Nachm. Morg. Abds.

m 71 Uhr 8 u. Abds.Abds. Ankunft72/, uhr 1 uhr uhr 11 uhr be Jöthe 73, Uhr 122/, Uhr 6/, Uhr 11 UhrCöthen. Morg. Mitt. Abds. Morg. e ühr Cöthen Morg. Mitt. Abds. Morg. e. e

C Abgang Abgang.J 77, ühr 17, ühr 6*/, Uhr ſ11*/, Uhr 6/, Uhr S s ühr 1 Uhr 67, Uhr 117, Uhr 6 UhrStumsdorf Morg. Nachm. Abds. Morg. Morg. der Saale Morg. Mitt. Abds. Morg. Morg.
s Uhr 127, Uhr 7 ühr 12 Uhr J 7ühr 8/, Uhr 1/, Uhr 62, ühr [112/, Uhr 6*/, UhrHalle WMoöorg. Nachm. Abds. Mitt. Morg. Gnadan Horg. Nachm Abde. Morg. Worg.

95 87, ühr 27, ühr 777, Uhr [1287, Uhr 717, Uhr 8 8 ihr 1 Uhr 7 Uhr 12 Uhr 7 UhrSchkenditz Weorg. Nachm. Abds. Mitt. Worg. Schönebeck Dörg. Nachm. Abds. Mitt. Morg.
Ankunft in 9*/, Uhr 287, Uhr 8 Uhr Uhr 8' Uhr Ankunft in o Uhr 2 Uhr 7/, Uhr 12/, Uhr 71/, Uhr
Leipzig Morg. Nachm. Abds. Nachm. Morg. Magdeburg Morg. Nachm. Abds. Mitt. Morg.

Erlänternungen-1) Die Guüter-Züge werden bei Weſterhüſen (zwiſchen Magdeburg und Schönebeck), Wulffen zwiſchen der
Saale und Cöthen), Gr. Weißandt zwiſchen Cöthen und Stumsdorf), Niemberg zwiſchen Stums-
dorf und Halle) und Gröbers zwiſchen Halle und Schkeuditz) anhalten, um Paſſagiere aufzunehmen und
abzuſetzen.

29 Die von Berlin kommenden Guter werden nach ihrer Ankunft in Cöthen prompt nach Leipzig in der Re
gel durch einen Extrazug befoördert, welcher aber von Paſſagieren nicht benutzt werden kann.

3) Abfahrt der PerſonenZüge von Magdeburg nach Halberſtabdt, Braunſchweig und Hannover 8 Uhr Mor
gens, 3 Uhr Nachmittags.
Ankunft der Perſonen Züge von Halberſtadt, Braunſchweig und Hannover in Magdeburg: 108/, Uhr

Morgens, 51 Uhr Nachmittags.
4) Abfahrt e Cöthen nach Berlin: 8 Uhr Morgens, 11/2 Uhr Nachmittags.

des Zwiſchen -Zuges Wittenberg 6 Uhr Nachmittags.
Ankunft der Perſonen-Zuge von Verlin in Cöthen: 12 Uhr Mittags, 6 Uhr Nachmittags.

des Zwiſchen-Zuges Wittenberg in Cöthen: 7 Uhr Morgens.
Die von Berlin kommenden Passagiere gehen resp. 122 Uhr Mittags und 6 Uhr Nachmittags von Cöthen weiter

nach Magdeburg, und um 1 Vhr Mittags und 6 Uhr Nachmittags weiter nach Leipzig.
5) Abfahrt der PerſonenZüge von Leipzig nach Dresden: 6 Uhr Morgens, 4 Uhr Nachmittags.

Ankunft e Dresden in Leipzig 9 Uhr Morgens, 7 Uhr Abends.6) Zwiſchen den Städten Berlin, Leipzig, Dresden, Magdeburg, Halberſtadt, Braunſchweig und
Hannover findet ein gegenſeitiger directer Billet Verkauf und eben ſo eine directe Expedirung des Gepackes ſtatt.

Jn Cöthen wird mit den Perſonen Zügen zehn Minuten, auf den übrigen Zwiſchen Stationen aber nur ſo lange
angehalten als das Abferttgungs Geſchäft Zeit erfordert.

Magdeburg am 12. März 1845.
Directorinm der Magdeburg-Cöthen-Halle- Leipziger Eiſenbahn- Geſellſchaft.

Defoy.

a e



FamilienNachrichten. du Amt IcheeGeſt r e in vielfach erprobte Neueern Abend um 11 Uhr endete nach lan Willer'ſche ig r z ſo ne Leben der Bürger Schweizer Kraäuter Oel S enbahnFahrpläne

ehn, nachdem er ein Alter von 73 xJahren 1 Monat erreicht, welches Freunden nd Verſchönerung, Erhaltung J. G. Grosse,
c chenſt e mit der Bitte um ſtilles Bei- e Wachsthum der Haare. 7eid ergebenſt anzeigen in neuer entſcheidender i Zwei SommerWohnunHalle, den 13. März 1845. vortrefflichen Eigenſchaften die ren miethen in Meyer's en w.

die Hinterbliebenen. SchweizerKraäuter-Oels liefert nachſtehende genannt. v
c e Schreibens von Herrn Mi- Halle, den 15. März 1845

odesanzeige. i, Conducteur der Artillerie 1ſter K Wittwe4 Am 12.d. J endete unerwartet und plotz in Delft den 4. Decbr. 1844: ß laſſe a Meyer.

das theure Leben unſers Vaters, Schwie an Herrn J. F. Wagner W Ein gew igervaters und Großvaters Herrn Konſiſtorial- Materialiſt daſelbſt niſſſen verſehener Sonknocht. ſies
raths und Oberpfarrers Neubert in Kel- Mein Herr! zum 1. April d. J. in einem rn Dienſt
bra zum tiefſten Schmerze fur uns, die wir Da ich fügen Wachsthum meiner K hauſe hier. Naheres große Ulrichſtr a
ihn kindlich liebten und ehrten. Theilnehmen haare von dem ſchweizeriſchen Kraä opf- C. Kramm. aße bei

den Freunden widmen dieſe Anzeige des Herrn K. Willer in Zur a e
die a Wer r welchem Sie am hieſigen Piove e guie v T Lehrling kann noch in die Lehre kre

erga un euditz. derlage errichtet, und bereit xet s ſeit 6 Wvorſchr.ftmäßigen Gebrauch edwoch nd Seſeroiifſer Sohtdt in Haſfe g.

Todesanzeige. Jhnen die Wirkung deſſelben mitzutheilen w.Unerwartet entſchlief am 11. d. M. verſprochen habe, und ſelbige nicht geheim Auf dem Rittergute Domſen bei Wei
Morgens 10 Uhr, meine theure Gattin halten will, ſo habe ich das Ver un en ßenfels ſtehen 20 Stück Zeitſtähre, MetzinerCharlotte geb. Hoffmann an den Fol- zu erklären daß auch ich über die Woche Abart, zu verkaufen. Hitdebrande mrgen eines Schlagfluſſes. Tief betrübt widme thumsbeförderung beſagten Oels mich zu A
ich dieſe für mich ſo ſchmerzliche Anzeige freuen Urſache habe, indem ſchon jetzt nach Die Anzeige in Nr. 56 dieſes Blattes u
n e ine T a u Freun- di des zweiten Fläſchchens von die Pertwann hen rille Theilnahme bittend. jeſem Oele auf den kahlen S von ſich nicht auf Domſen bezi aſ,Burgsdorf, den 13. März 1845. Kopfes junge Haare 5 r ſich keine derartige lin da daſelbſt

Hornemann. bar Vorſchein kommen. Hitdebrandt zuch muß ich di nTroſtlos ſteh ich nun und weine, ſagten Oels C ſo a Dank.Se zu früh verließ'ſt Du mich; anpreiſen, als ich durch deſſen Ge unt Jch fuhle mich verpflichtet, dem H den
ch! Dein Herz war gut und reine von meinen frü ebrauch Sanitäts Rathe Dr. Müller u errn9 fruühern Kopfſchmer h Müller und dUnd ich lebte nur für Dich, ſeltene Spuren empfinde zen nur noch Wundarzte Böhme zu Wettin fa e

Doch der Tod hat es zerriſſen, Indem ich Jhne faältige Behandlung eines c r ſorg
Das ſo feſte Eheband n dieſes als Thatſache b F omplicirten VeinJ ſeſte. Epeb and. verſichere uberlaſſe ich es Jhrem G ruches, ſo wie den Freunden und Gemeinde r n en er Geee Teeen e h leDie Du ſchiedeſt, Hand in Hand. machen hiervon zu durch meinen wärm 22 Vler

hen wenn ſol ſten Dhen, wenn ſolches zur Empfehlung des Do n Dank zu ſagen.
Willer'ſchen Kräuteröls, ſo wie zur Ver- ößel, am 15. Marz 1845.

Bek mehrung des Abſatzes deſſelben dienen kann. Pr. ſwleſche,ekanntmachungen. Ich zeichne mit aller Achtung Prediger.

Warnung. Ihr Diener Wie hEs iſt nung Mirani. häns jetzt mit ſchmachtendem BVer-ſt zu unſerer Kenntniß gekommen, Conducteur der Artiueri ngendaß Debenten auf einer unter unſerer Lei- Delft, den 4 Se Artiuerie Iſter Klaſſe. An Dir allein, die ich zuerſt geliebt
n ehemwen Vrannkoplenzeche dem hein Decbr. 1844. Von u Wehmuth iſt mein Herz um

ohlenhauen oder beim Kohlenvermeſſen be Von dieſem achten Schwei augen,ſhaftigten Perſonale, dem verboten iſt, Oel befindet ſich die S r Bis mir der Tod die Ruhe wiedergiebt.

er oder Geſchenke zu nehmen, Ge- Halle bei Herrn Friedr. Wilh Der ſuüße Wſchenke zur Erlangung von Begünſtigungen chow, bei welchem das ganze giö zahn, mit Dir dereinſt ver-
geboten, die Arbeiter zum Theil auch ſolche fur 2 Fl., das halbe für 1 Fl chchen Mi bunden,
genommen haben. Wir warnen vor der- 3 zu haben iſt. it Dir zu tragen Freud' und Leid,
gleichen Beſtechungs Verſuchen und bemer urzach in der Schweiz, Jſt nun auf ewig mir verſchwunden,

z wir ſolche ebenſowohl an dem Ge den 8. März 184. Und gern bin ich zum Tod bereit.

enkgeber, wie an dem Ge K. Willer. Szu beſtrafen wiſſen werden. heenegegeee u 99 Le leb denn wobl, Du engelreines Weſen, ſchif
Wetrin, den 8. März 1845. e Ein Mädchen vom Lande welches in der Die r der Himmel ſegne Dich; nan

Königl. Preuß. Bergamt. S n W findet zum 1. April einen gtſen der Seprſucge hier a
Doch oben, oben find' ich Dich! del

por
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